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Willkommen, wenn Sie sich für praktische Solidarität mit 
dem Südlichen Afrika interessieren!

SADOCC-Aktionsgruppe Südafrika: 
Fundraising für Jugendzentrum in Soweto, 
Wanderausstellung Nelson Mandela
Mandela-Tag Juli 2018

Österreichische Namibia-Gesellschaft:
Unterstützung der Musikschule in Tsumeb

Lesezirkel für afrikanische Literatur:
Diskussion afrikanischer Literatur – vorwiegend von 
erzählerischen Texten von Autor/inn/en aus Subsahara-
Afrika, egal in welcher Originalsprache verfaßt, von 

SADOCC
Das Dokumentations- und Kooperationszentrum Süd-
liches Afrika in Wien setzt sich für eine solidarische 
Außen-, Wirtschafts- und Entwicklungspolitik gegenüber 

SADOCC:
» Dokumentation und Bibliothek in 

A-1040 Wien, Favoritenstraße 38/18/1 

URL: 
» das quartalsweise erscheinende 

Magazin INDABA
» monatliche Veranstaltungen 

„Forum Südliches Afrika“
» Stadtspaziergänge „Afrikanisches Wien“
» Projekt Jugendzentrum in Soweto

Interessierte Einzelpersonen und Institutionen kön-
nen SADOCC durch ihren Beitritt als unterstützende 

Abo- oder Mitgliedsbeitrags-Einzahlungen auf unser 

Spenden erbeten auf Konto: BAWAG/PSK, BLZ 60000, 

zum Beitrag von Robyn-Leigh Cedras (INDABA 94/17)

Im Sommer habe ich den Artikel über das 
Rupert Museum mit Interesse gelesen – schließlich 

allerdings – mit wenigen Ausnahmen – abging, waren 
die „farbigen“ und „schwarzen“ Künstler, die es 

Und ein Überblick im INDABA über Südafrikas 
„farbige“ und „schwarze“ Kunst wäre ebenfalls 

Richard Langthaler 
(Wien) 

. . .  leserbeitrag .. .

Elfriede Pekny-Gesellschaft

Die Elfriede Pekny-Gesellschaft zur Förderung von 

Southern African Studies in Österreich (benannt nach der 

-

Projekt: Tiroler Missionshelfer in Rhodesien (Andrea 

Wir ersuchen um Spenden – diese können laut Bescheid 

des zuständigen Finanzamtes von der Steuer abgesetzt 

Kto. Nr. 507 860 22463, BLZ 12000, 

IBAN AT21 1200 0507 8602 2463, 

BIC BKAUATWW
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. . . . . . . . . . . . . . .  

Liebe Leserinnen und Leser!

Walter Sauer 

. . . . . . . . . . . . . . . . .  E D I T O R I A L

Unsere ausgesprochen erfolgreiche Kulturwanderung zum neu proklamierten Nelson Man-
dela-Platz im 22. Bezirk Wiens (siehe 3. Umschlagseite) hat uns darin bestärkt, in Zukunft jedes 
Jahr den 18. Juli, den Internationalen Nelson Mandela-Tag, in der Seestadt zu feiern – gleichsam 
als ein SADOCC-Sommerfest besonderer Art.

Dabei geht es nicht nur um eine Ehrung für einen der bedeutendsten Freiheitskämp-
fer und Staatsmänner des 20. Jahrhunderts, sondern auch darum, an die Werte und 
politischen Zielsetzungen Mandelas zu erinnern: den 
Kampf für Gleichberechtigung und Menschenwürde, 
gegen Ausgrenzung und Rassismus.

Für heuer danken wir allen Instanzen und Persön-
lichkeiten der Stadtverwaltung und der lokalen Entwick-
lungsgesellschaft, die unsere Aktion unterstützt haben, 
sowie der Volkshochschule Donaustadt, in der wir in 
den Sommermonaten unsere (aktualisierte) Fotoaus-
stellung „Nelson Mandelas Südafrika“ zeigen durften. Ein 

spezieller Dank geht an alle SADOCC-Aktivistinnen und Aktivisten, 
die die Aktion mit ihrem reichen Musik- und Literaturprogramm 
organisiert haben, insbesondere an Marlene Wagner. Und auch 
an Schauspieler Wolfram Berger, der den Schlußteil von Mandelas 
berühmter Gerichtsrede von 1964 vorgetragen hat.

Für 2018: Merken Sie sich schon den 18. Juli, und zwar den 
späten Nachmittag, vor. Sie haben einen Termin in der Seestadt!

Mehr Präsenz auch in den anderen Bundesländern zu zeigen, 
wäre uns übrigens ein Anliegen, Anregungen dafür sind willkommen. 
Unsere derzeitigen Ansprechpartner sind Johann Murauer in Linz 
(johann.murauer@gmx.net) und Wolfgang Gasser in Klagenfurt (wolfgang.gasser@sztk-fechten.
com). Weitere Anlaufstellen sind geplant.

-
punkt für Mitglieder und Interessierte entstünde, mit einem Gläschen südafrikanischen Rotwein als 
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. . . . . . . . . . . . . . . .

nach dem Friedensabkommen von 
1992 wurden die Wurzeln der Insta-

bilität und der politischen und sozialen 
Gegensätze nicht angegangen. Regio-
nale Disparitäten mit einem Entwick-
lungsgefälle Süd-Nord verschärften 
sich. Maputo boomte, während die 
Entwicklung in den Provinzen nur 
langsam vorankam. Der Zugang zu 
Jobs und Ressourcen ist auf FRELI-
MO-Anhänger begrenzt, Privilegien 
und Macht konzentrieren sich in den 

Händen ihrer Elite. Der systemimma-
nente Klien telismus grenzt die große 
Mehrheit der Bevölkerung und die 
RENAMO aus: sozial und politisch. 
Die RENAMO grenzt sich aber auch 

selbst aus: Sie boykottierte die ersten 
Munizipalwahlen, drohte wiederholt 
mit Wahlboykott, verschlief die aktive 
Teilnahme an den Beratungsgremien 
in den Distrikten (Conselhos Consul-
tivos Distritais). Das rechtsstaatliche 
politische Instrumentarium lernte sie 
erst spät zu nutzen. Sie reklamiert die 
teilweise Nichterfüllung des Friedens-
abkommens von 1992, legt Beweise 
zu Unregelmäßigkeiten bei Wahlen 
vor, stellt einen Gesetzesantrag auf 

Änderung der Staats-
form nach dem Modell 
des Föderalismus, der 
abgelehnt wird.

der politisch-mili tä  r i-

im April 2013 mit Angrif-
fen der RENAMO auf mili-
tärische und zivile Ziele 
im Zentrum und Norden 
Moçambiques. Ein Griff 
zu den Waffen aus Ver-

politischen Überlebens? Dhlakama 
leitet ihn von Gorongosa aus.

Im Oktober 2013 greifen Regie-
rungs truppen erfolglos sein Haupt-
quartier in Satungira an. Daraufhin kün-

digt die RENAMO das Friedensabkom-
men von Rom von 1992. Im Hinblick auf 
die bevorstehenden Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen werden im 
September 2014 die Feindseligkeiten 
eingestellt, Präsident Guebuza und 
RENAMO-Führer Dhlakama einigen 
sich auf ein Amnestiegesetz. Bei den 
Wahlen im Oktober 2014 kommt es 
zu Unregelmäßigkeiten. 
Filipe Nyusi (FRELIMO) 
gewinnt mit 57% und wird 
neuer Staatspräsident, 
Dhlakama kommt auf 36%. 
Die RENAMO gewinnt die 
Mehrheit in fünf der zehn Provinzen. 

Nach der Ablehnung des RE  NA-
MO-Gesetzesantrages zur De zen         t-
ra     li sierung und der Ermordung des 
Verfassungsrechtlers Gilles Cistac 

Zentrum Moçambiques wieder auf und 
intensiviert sich 2016. Vermittlungsver-
suche internationaler Mediatoren 
bleiben erfolglos. Im Dezember 2016 
erklärt Dhlakama einen vorüberge-
henden Waffenstillstand, der bis heute 
eingehalten wird. 

Die sozialen und wirtschaftlichen 

beträchtlich. Die militärischen Ausei-

Moçambique am Scheideweg
Die politische und wirtschaftliche Krise von 2016/17 

Derzeit wird Moçambique von einer dreifachen Krise heimgesucht: dem 

ökologischen Krise. Diese Situation kommt nicht von ungefähr und hat 
ihre Wurzeln in den ungelösten sozialen, politischen und strukturellen 
Problemen. Was sind die Hintergründe? Welche Szenarien und Optionen 
der Krisenbewältigung und der nachhaltigen Entwicklung hat das Land? 
Moçambique steht an einem Scheideweg seiner Geschichte. 
Von Hemma Tengler.

Anhaltender 
politischer 

Blick auf den Hafen von Maputo

S C H W E R P U N K T
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Moçambiques        

nandersetzungen konzentrierten sich 
auf die Zentrumsprovinzen Sofala, 
Manica, Zambezia und Tete. Die An-
zahl der Todesopfer auf beiden Seiten 

Zahlen, die Medien schweigen über 
die Anzahl der Opfer. Ich selbst habe 
einige Berichte von Augenzeugen und 
betroffenen Familien über Entführun-
gen, Morde und Überfälle gesammelt. 
Es kam zur Ermordung von FRELI-
MO-nahen Bürgermeistern durch die 
RENAMO. Todesschwadronen der 
FRELIMO entführten und ermordeten 
RENAMO-Anhänger und Führungs-
kräfte in ländlichen Distrikten und in 
Beira. Angst und Schrecken führten 
zum Verlassen der Dörfer, Märkte 
und Felder. Aus Sicherheitsgründen 
wurden zahlreiche ländliche Schulen 
geschlossen. Etwa 10.000 Menschen 

Angriffe der RENAMO auf Busse 
und LKWs, in denen sie Regierungs-
soldaten und Waffentransporte ver-
muteten, beeinträchtigten die Nord-
Süd-Verbindung und die Straße Te-
te-Chimoio. Die politische Instabilität 
zog Handel und Wirtschaft in Mitlei-
denschaft.

als Wachstumsstrategie der Re-
gierung fungiert seit 2005 die 

Förderung der extraktiven Industrie mit 
Hilfe ausländischer Direktinvestitionen, 
da dem Land Kapital, Technologie und 
Facharbeitskräfte fehlen. Moçambique 
hat bedeutende Rohstoffvorkommen, 

Friedensgespräche September 2016

S C H W E R P U N K T

Es geht um drei Kredite und zwei Anleihen im Gesamtwert von zwei 
Milliarden US-Dollar, welche die Regierung von Moçambique in den Jahren 
2013 und 2014 ohne Genehmigung (und ohne Information) des Parlaments 
aufgenommen hat respektive durch einheimische Banken aufnehmen hat 
lassen. Das Vorgehen wurde natürlich ruchbar, worauf der Internationale 
Währungsfonds und Moçambiques Gläubigernationen (die sog. G14) ihre 
Zahlungen und Budgethilfeprogramme einstellten. Die Regierung in Maputo 
inkludierte daraufhin die Kreditaufnahme ins Budget von 2015 und beauftragte 
das New Yorker Wirtschaftsprüfungsunternehmen Kroll Inc. mit der Prüfung 
der Transaktionen. Der von Kroll Inc. im Juni heurigen Jahres veröffentliche 
Bericht (Summary: http://bit.ly/Kroll-sum) führte zu einer heftigen politischen 
Diskussion. Aus Sicht von Japan und der Weltbank ist er unzureichend, 
da den Prüfern eine volle Kooperation von nationalen und internationalen 
Institutionen vorenthalten wurde. Als Konsequenz daraus wird es vorerst 

geben, auch wenn seitens der Weltbank grundsätzlich die Absicht besteht, 
die Budgethilfe wieder aufzunehmen. Seitens der G14 wurde auch verlangt, 
daß die Lücken im Bericht von Kroll entsprechend aufgefüllt werden müs-
sen. Ebenso wurden Forderungen hinsichtlich einer generellen Reform der 
Finanzgebarung der Regierung von Moçambique erhoben. Japan drängt 
in eine ähnliche Richtung und möchte, daß Maßnahmen getroffen werden, 
damit sich eine solche Situation nicht wiederholt.

Das Kroll-Audit wies jedoch auch darauf hin, daß die Verantwortung 
nicht nur bei der Regierung, sondern auch bei jenen moçambikanischen 
Institutionen zu suchen ist, die die Darlehen erhielten, und ebenso bei den 
vergebenden Banken VTB und Credit Suisse. Diese hätten ja wissen müs-
sen, daß die Kredite gegen die moçambikanische Verfassung verstießen. 
Deshalb wäre nicht die Regierung verantwortlich für die illegitimen Kredite, 
sondern eben die vergebenden Banken. 

Unter den geldgebenden Nationen herrscht somit eine Spaltung. Die EU 
und Großbritannien argumentieren, daß die moçambikanische Regierung 
haften und zurückzahlen sollte. Die Schweiz, Schweden, Kanada und einige 
andere Staaten plädieren hingegen dafür, daß Moçambique die Schuld für 
illegitim erklären und sich weigern sollte zu zahlen.

Der Journalist und Sozialwissenschafter Joseph Hanlon (Open University 
Milton Keynes) vertritt, ebenso wie zahlreiche Nichtregierungsorganisationen 
sowie die Katholische Bischofskonferenz in Moçambique, hinsichtlich eines 
Anteils von 1,157 Milliarden die zweitere Ansicht. Er untermauert dies mit 
mehreren Argumenten:
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. . . . . . . . . . . . . . . . 
seine off-shore-Erdgasvorkommen 
gehören zu den größten der Erde. 

Moçambiques Außenwirtschaft 
ist durch einen Überhang an Impor-
ten gekennzeichnet. Das Verhältnis 
zwischen Importen und Exporten hat 
sich in den letzten Jahren zu Ungun-
sten der Exporte entwickelt und macht 
das Land stark importabhängig, vor al-
lem bei Erdöl, Fahrzeugen, Maschinen 
und Getreide. 

Im größten Beschäftigungssektor, 
der Landwirtschaft, überwiegen kleine 
Familienbetriebe mit niedriger Flächen- 
und Arbeitsproduktivität. Dies liegt vor 
allem an der geringen Förderung 
der Landwirtschaft mit 
nur 3% des Budgets 
und damit an der feh-
lenden Verbesserung 
der Wirtschaftsweise 
und der Absatzmärkte des familiären 
Sektors. Resultat sind Nahrungsun-
sicherheit und Mangelernährung der 
Bevölkerung. 80% der Bevölkerung 
fehlen die Mittel für eine adäquate 
Ernährung. 25% der Kinder unter fünf 
Jahren sind unterernährt.

Im Jahr 2016 trafen eine Reihe von 
Vorkommnissen zusammen:

Der Verfall der Rohstoffpreise 
bedingte geringere Exporteinnahmen 
und eine Erhöhung des Zahlungs- und 

Der Schuldenskandal: EMA-
TUM-Kredit: 850 Mio US-$ für Küsten-

Boote verrotten mittlerweile im Hafen 
von Maputo; ProIndicus- und MAM-
Kredite (700 bzw. 535 Mio US-$) 
für Schiffswerft und Ausrüstung des 
Geheimdienstes. Die beiden letzteren 
Kredite waren illegal, sie wurden am 
Parlament vorbei und ohne Information 
an den IWF aufgenommen, sie sind 
aber öffentliche Kredite mit Rückzah-
lungsgarantie des Staates.

Anstieg der Staatsverschuldung 

Bauern 
vernachlässigt

S C H W E R P U N K T

el Chang beziehungsweise der damalige Nationale Budgetdirektor und 

Garantie für die Kredite zu unterschreiben. Dadurch wäre diese Garantie 
rechtlich wertlos. 

Zweitens wurden die Kredite nicht für den angegebenen Zweck ver-
wendet. Von den 850 Mio $ des Ematum-Bonds beispielsweise wurden nur 
91 Mio. Dollar tatsächlich für Fischerboote verwendet. Zusätzlich wurden 
wirtschaftlich falsche Annahmen getroffen, etwa ein im Vergleich zu den 

verabsäumt zu prüfen, ob die Kreditvorhaben realistisch waren und/oder 
keine wissentlich falschen oder unwahren Aussagen seitens des Kredit-
nehmers getätigt wurden.

Hanlons viertes Argument ist die Korruption. Durch das Verheimlichen 
der Kredite und des gesamten Vorgangs von der Kreditvergabe bis zur 
Durchführung der Vorhaben lastet der moçambikanischen Regierung ein 
Geruch von Korruption an.

Während nun die Regierung bereits überstürzt und zu ihrem rechtlichen 
Nachteil eine teilweise Haftung übernommen hat, gilt es jetzt also laut Han-

geregelt, daß bei Nichterfüllung die englischen Gerichte zuständig sind. 

im März dieses Jahres zeigte jedoch, daß dies nicht unbedingt stimmt. 
In diesem Fall argumentierte die Ukraine, einen russischen Kredit von 3 

Mrd. US-$ nicht zurückzahlen zu wollen, weil er verfassungswidrig aufge-
nommen worden wäre. Diese Position wurde vom Gericht zwar abgelehnt, 
doch hielt das Gericht ausdrücklich fest, Verletzungen einheimischer ge-
setzlicher Regeln seien deshalb nicht in jedem Fall irrelevant. Außerdem 
war der Kredit an die Ukraine an die Regierung gegangen, während im 
Fall von Moçambique private Firmen die Nutznießer waren. Laut Hanlon 
bedeutet dies, daß Moçambique eine hohe Chance hätte, vor den englischen 
Gerichten zu gewinnen. 

Joseph Hanlon plädiert daher dafür, die Regierung in Maputo müsse klar-
machen, daß sie keine Verantwortung für die illegalen Kredite übernehmen 
und sich konsequent in Zahlungsverweigerung üben würde.

Kreditdesaster
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. . . . . . . . . . . . . . . .   
auf 120% des BIP. 

Suspendierung der IWF-Kredite 
und der direkten Budgethilfe der bila-
teralen Geber.

Das Wachstum schrumpfte von 
6,6% (2015) auf 3,4%, Prognose von 
4,5% für 2017.

Abwertung der Landeswährung 
um 100% im Jahresverlauf.

Die Inflationsrate stieg auf 
19,2%, bei Lebensmittel 40%, was 
besonders die arme Bevölkerung trifft.

Verschärft wird die Krise durch 

steigende Militärausgaben. Außer-
dem wird das Land durch eine Dürre 
als Folge des El Niño heimgesucht. 
Die Nahrungsmittelproduktion sinkt, 
700.000 Menschen benötigen Lebens-
mittelhilfe.

seitens der Regierung gab es punk-
tuelle Maßnahmen:

Restrukturierung des Budgets: 
Einsparungen im Bildungs- und Ge-
sundheitsbereich, bei Straßen- und 
Wasserprojekten, Lohnstopp und Zu-
lagenkürzungen im öffentlichen Dienst 

Reduzierung der Importe
Suspendierung von Infrastruk-

turgroßprojekten
Reduktion des Min-

destlohns 2017 um 60%
Unabhängiges Audit 

von EMATUM, MAM und 
Proindicus.

Für die Regierung besteht die 
Bewältigung der Schuldenkrise ne-
ben der Einsparung bei öffentlichen 
Ausgaben nach wie vor in der extrak-
tiven Wirtschaft, vor allem aus den 
Einnahmen aus den Erdgasprojekten. 
Bis 2023 werden diese Einnahmen den 
Schuldendienst bedienen.

Ein weiteres Problem stellen die 
Entwaldung und der Handel mit tro-
pischen Hölzern dar. Die Verursacher 
des jährlichen Verlustes von 0,58% 

Brandrodung, Holzkohleproduzenten, 
unkontrollierte Buschfeuer, Feuerholz 
und Holzexporteure. Ab 2010 ist ein 
enormer Anstieg des Exports von 
Rundholz zu verzeichnen. Holzexporte 
gehen hauptsächlich nach China, ge-
folgt von Europa.

Die Folge ist ein hausgemachter 

Beitrag zum Klimawandel: Ver än-
derung der Temperatur- und Nie-
derschlagsverteilung, Dürren oder 
Überschwemmungen.

Schritte in die richtige Richtung 
sind die Gesetze von 2016 mit neuer 
Besteuerung des Ex ports von nicht-be-
handeltem Rund holz und die Schaf-

fung einer Behörde zur 
Kontrolle der Holzexporte.

Von 2004 bis 2009 
wurden 2 Mio. ha Land an 
ausländische Investoren 
vergeben, die Planta-

gen-Monokulturen errichten. Alleine 
2016 gingen 500.000 ha Land an 
ausländische Investoren, davon sind 
21.000 ha in Nutzung. 100.000 ha für 

Großprojekte ausländischer Inve-
storen aus Brasilien und Japan in Nam-
pula sind noch immer in der Pipeline: 

Ein Bewässerungsprojekt 
von 200.000 ha am Rio Lurio würde 
100.000 Kleinbauern vertreiben,

PROSAVANA: 700.000 ha für 

Sojaanbau würde Millionen Kleinbau-
ern betreffen,

Intransparenz über Details dieser 
Projekte und den Stand der Ver-
handlungen sowie die Spaltung der 
Zivilgesellschaft in Befürworter und 
Gegner tragen zur Verunsicherung der 
Bevölke rung bei. 

Die Regierung hat keine klare Po-
sition. Die Unterstützung der 
Rechte der Kleinbauern ist 
wenig wahrscheinlich. Die 
Folgen des Landraubs: Ent-
zug der Lebensgrundlage 
und erhöhte Ernährungsun-
sicherheit.

Der Kohle-Tagebau und 
das Koh lekraftwerk in Tete 
verursachen den Verlust 
von Vegetation, Luft- und 
Wasserverschmutzung und 
sauren Regen. Flußver-

schmutzung und Erosion sind die Fol-
gen der Aktivitäten der Goldwäscher 
und des Tagebaus von Edel- und Halb-
edelsteinen in Manica, Cabo Delgado 
und Tete.

welche Szenarien gibt es nun in 
Moçambique? 

Szenarium 1: Politische Stabilität. 
Um diese zu garantieren, sind als 
kurzfristige Maßnahmen ein Dialog 
zwischen Regierung und RENAMO, 
der in einen Friedensschluß mündet, 
und die Erfüllung der noch ausständi-
gen Punkte des Friedensabkommens 
von 1992, d. h. vor allem die Einglie-
derung der RENAMO-Kämpfer in 
entspre chende Positionen in Polizei 
und Heer, vorrangig.

Mittelfristig sollte eine Reform 
der Verfassung umgesetzt werden, 
die die Gewaltenteilung garantiert 
und den Dezentralisierungspro  zeß 
voranbringt. Mehr Kompetenzen 
sol l ten von der Zentralregierung an 
Provinzregierungen und Provinzver-

Holzexporte hauptsächlich nach China

Entwaldung 
Krise

S C H W E R P U N K T
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sammlungen abgegeben werden, 
was auch die Dezentralisierung der 
staatlichen Finanzen einschließt. Eine 
Direktwahl der Provinzgouverneure 
wäre aus demokratiepolitischer Sicht 
wünschenswert. Generell ist eine neue 
Wahlgesetzgebung mit verstärkter 
Kontrolle des Registrierungs- und 
Auszählungsprozesses notwendig. 

Voraussetzungen für die Umse t-
zung dieser Reformen sind die Über-
windung der Vertrauenskrise zwischen 

beiden Lagern, Zugeständnisse der 
FRELIMO und der Wandel der RENA-
MO in eine moderne politische Partei. 
Aufgrund der Dialogbereitschaft beider 
Parteiführer ist es realistisch, an die 
Möglichkeit einer Reform zu glauben, 
trotz der Flügelkämpfe in der FRELIMO 
und des demokratiepolitischen Nach-
holbedarfs der RENAMO.

Der breitere Zugang zu Ressourcen 
und Ämtern, der nicht auf die Mitglied-
schaft bei einer einzigen Partei be-
schränkt bleiben darf, würde Chancen 
für eine größere Bevölkerungsgruppe 
schaffen. Provinzen hätten eigene Ent-
wicklungsprogramme und Förderungs-
mechanismen, was zur Verringerung 
der regionalen Disparitäten beitragen 
würde. 

Insgesamt bedeutet die politische 
Stabilität mit den sie begleitenden 
Reformen ein Mehr an Partizipation, 

sozialer Inklusion und sozialer Ge-
rechtigkeit. Ohne politische Stabilität 
und soziale Umverteilung ist die 
wirtschaftliche Entwicklung gefährdet.

ein zweites Szenarium ist die Be-
wältigung der Schuldenkrise bzw. 

Befriedigung der Kreditgeber.
Eine Maßnahme ist die Restruk-

turierung der Schulden durch Verhand-
lungen über die Rückzahlungen mit 
den Kreditgebern. Aufgrund des 

Audit-Berichts von Kroll, der Un-
regelmäßigkeiten bei allen am 

Kreditgebern, den Lieferanten, 
der Regierung, den drei Firmen 

die Kreditrückzahlung über-
haupt abzulehnen. Beides sind 
kurzfristige Maßnahmen, die die 
Wirtschaftskrise nicht an ihren 
Wurzeln anpacken. 

Für notwendige neue Kre-
dite verlangen die multi- und 
bilateralen Geber wie bisher 

neolibe rale einnahmens- und aus-
gabenseitige Maßnahmen: 

Verstärkte Steuereintreibung
Außenwirtschaft stärken, Ex-

porteinnahmen erhöhen
Kontrolle der Ausgaben für 

Gehälter (Staatsapparat)
Einsparungen im Sozialbereich
Einsparungen bei öffentlichen 

Investitionen
Privatisierungen

Die Restrukturierung der Schulden 
verteuert die Kredite. Restrukturierung 
ist nur positiv, wenn sie Mittel für 
Wirtschaftsreform freisetzt und nicht 
alles beim Alten bleibt.

Die sozialen Auswirkungen der be-
schränkten Verfügbarkeit von Mitteln 
für Wirtschafts- und Sozialprogramme, 
der Lohnstopps und Lohnkürzungen 
sind die Zunahme der Armut und der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Privati-

sierungen hingegen kanalisieren mehr 
Kapital in die Hände von wenigen 
inländischen Oligarchen. Dieses Sze-
narium setzt daher die Abhängigkeit 
von Krediten und Auslandsinvesti-
tionen fort.

Fazit: Die nächste Krise kommt 
bestimmt und wird Moçambique wieder 

szenarium 3: Stärkung der ex-
traktiven und exportorientierten 

Wirtschaft. Ausländische Investoren in 
Bergbau und Industrie durch günstige 
Steuer- und Produktionsbedingungen 
würden bevorteilt und die langfristige 
Landvergabe an ausländische Inve-
storen in der Landwirtschaft fortge-
setzt.

Die Dominanz der extraktiven 
Wirtschaft birgt unübersehbare Nach-
teile, wie die Ungewißheit über zukünf-
tige Einnahmen aus dem Bergbau, den 

-
nen der Investoren ins Ausland und an 
die inländische Elite sowie die geringe 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Die 
Abhängigkeit vom Weltmarkt wird ver-
stärkt. Die Entwicklung der heimischen 
Wirtschaft wird vernachlässigt.

Die Landvergabe an ausländische 

besten Lagen und gut erschlossen 

rung ihre Lebensgrundlage, erhöht 
die Er nährungsunsicherheit und hat 
auf grund der Plantagenwirt schaft 
ne gative ökologische Auswirkungen. 
Dieses Szenarium ist also sozialöko-
nomisch, ökologisch und politisch nicht 
nachhaltig.

welche alternativen Optionen 
könn te es geben? Erstens einen 

Schuldennachlaß und die Sicherung 
neuer Kredite. Wie in Szenarium 2 
ausgeführt wurde, bedeutet die Be-
friedigung der Kreditgeber eine strenge 

Präsident Filipe Nyusi – für welches Szenario steht er?

S C H W E R P U N K T
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Austeritätspolitik, da die Möglichkeiten 
der Erhöhung der Staatseinnahmen 
limitiert ist. Von Privatisierungen öffent-
licher Betriebe würde die nationale 

-
bique nicht in der Lage, Fälligkeiten 
zu befriedigen. Eine Restrukturierung 

der Kredite schiebt die 
Rückzahlungen nur 
hi  naus. Ein Schulden-
nachlaß, ähnlich wie 
im Jahr 2000 unter der 
HIPC-Initiative, ist das 

Gebot der Stunde, um das Land zu 
entlasten. Er würde das Land aber 
nicht von der Aufnahme neuer Kredite 
befreien. Als Strategie für mehr Staats-
einnahmen könnte so wie bisher die 
Förderung von Auslandsinvestitionen 
und neuer Megaprojekte angesehen 
werden. Die Förderung der extraktiven 
Wirtschaft als Wachstumsstrategie 
bliebe bestehen. Die Folgen wären:

Nachhaltigkeit der Schulden 
bewirkt noch keine nachhaltige Ent-
wicklung

Neue Kredite = Fortsetzung der 
Abhängigkeiten

Fortführung der bisherigen 
Muster von Produktion und Einkom-
mensverteilung: „Producing more in 
the same way does not help out of the 
crisis“ (Castel-Branco, 2016)

Keine wirtschaftliche Nach-
haltigkeit

Zunahme der Armut, soziale 

Die nächste Krise ist vorpro-
grammiert

Eine zweite Option wäre eine nach-
haltige Wirtschafts- und Gesellschafts-
reform. Diese würde eine umfassende 
Änderung der Wirtschaftsstruktur be-
deuten, ein Umdenken im Produktions-
prozeß, eine gerechte Verteilung der 
Wertschöpfung ebenso wie politische 
Reformen und Bewußtseinsänderung 
in der Bevölkerung. Im Bereich der 

Wirtschaft würde diese Reform um-
fassen:

-
ung der wirtschaftlichen Aktivitäten 
und Arbeitsplätze

Reform und neue Kontrollmecha-
nismen der leistungsschwachen öffent-
lichen Betriebe

Austerität für Infrastrukturpro-
jekte, die nicht der Gesamtwirtschaft 
und -bevölkerung dienen

Neue Landwirtschaftspolitik: 
Sicherheit des familiären Landbesit-
zes, Modernisierung, Produktions- und 
Produktivitätssteigerung, Nahrungssi-
cherheit 

Absorption des Überschusses 
im Inland

Reform der Reproduktion und 
Akkumulation von Kapital ist notwen-
dig, um der nächsten Krise Stand zu 
halten.

Die Gesellschafts- und Sozialpolitik 
sollte auf soziale Umverteilung und die 
Vermeidung von exzessivem Konsum 
einiger weniger nationaler Oligarchen 
und internationaler Firmen ausgerichtet 
sein. Politische Reformen müßten die 
innere Stabilität gewährleisten. Eine 
Bildungsreform mit der Abkehr von rein 
akademischer Bildung und Förderung 
technischer/praktischer Ausbildung 
würde Fachkräfte für die diversen 
Produktionsprozesse schaffen.

Es bedarf auch des Umdenkens in 
der breiten Bevölkerung über Arbeits-
kultur, Wirtschaften, Bürgerrechte 

Bildung. Das Resultat dieser Option 
wäre eine nachhaltige Entwicklung, 
die Ökologie, sozialen Ausgleich und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit umfaßt.

die gegenwärtige Krise bietet eine 
Chance für notwendige tiefgrei-

fende Veränderungen. Denn es ist 

sondern zur nächsten Krise beitragen. 

Alternative 
Szenarien 

realistisch?

Es muß sich Grundlegendes an den 
Machtverhältnissen und am Entwick-
lungsmodell ändern. Es muß klare 
Positionen und Prioritäten geben wie 
z. B. den Vorrang des familiären Klein-
bauernsektors vor den ausländischen 
Investoren in der Landwirtschaft.

Es wird notwendig sein, Staats-
(re)form und Demokratiemodell nach 
dem Prinzip breiter Partizipation an 
Entscheidungen und Verantwortung 
zu überdenken.

Good governance ist das Gebot 
der Stunde: Transparenz, Privile-
gienabbau, Korruptionsbekämpfung. 
Gerade der Audit-Bericht über die drei 
Kredite hat fehlende Transparenz, 
Interessenskonflikte und fehlende 
Managementkapazitäten geoffenbart. 
Fehlleistungen und Korruption dürfen 
nicht länger ungestraft bleiben. Die 
Unabhängigkeit der Justiz müßte 
garantiert werden.

Das Land braucht eigene Visionen 
und eigene Ideen der nachhaltigen 
Entwicklung. Es sollte Abhängigkeiten 
verringern und sich nicht der neolibe-
ralen Politik unterwerfen.

Ein Bündel von Maßnahmen ist 
gefragt anstelle von Symptomkuren 
wie der Restrukturierung von Krediten, 
der Verweigerung der Kreditrückzah-
lung oder einem Schuldennachlaß. 
Es darf nicht alles beim Alten bleiben. 
Sozialpolitik und Wirtschaftsreform 
müssen angegangen werden.

Hemma Tengler war von 1996 bis 2016 
Projektleiterin für verschiedene internatio-
nale Organisationen, darunter die ÖEZA, 
sowie Dozentin an der Katholischen Univer-
sität (UCM) in Beira. Seit 2016 beobachtet 
sie die Entwicklungen als Konsulentin. Ihr 
Beitrag in diesem INDABA ist die Zusam-
menfassung des am 22. Juni im Rahmen 
des SADOCC-Forums Südliches Afrika 
gehaltenen Vortrags.

S C H W E R P U N K T
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...spektrum...

SÜDLICHES AFRIKA

 Mehr als 31 (von 249) 
Mandatare des regierenden African 
National Congress
Anzahl ist wegen der geheimen Ab-

bei dem von den Oppositionsparteien 
beantragten Mißtrauensvotum am 8. 
August nicht für den südafrikanischen 
Staatspräsidenten Jacob Zuma. Dies 
läßt eine Verbreiterung der Skepsis 
gegen ihren Vorsitzenden innerhalb 
der Mehrheitspartei erkennen, wie 
sie sich schon bei früheren Gele-
genheiten abgezeichnet hatte (IND-
ABA 94/17). Auch die Entscheidung 
von Parlamentspräsidentin Baleka 
Mbete, die Abstimmung erstmals ge-
heim abhalten zu lassen, wurde von 
Beob achtern als Spitze gegen Zuma 
gewertet; der Verfassungsgerichtshof 
hatte zuvor entschieden, eine geheime 
Abstimmung sei verfassungsrechtlich 
möglich, die Entscheidung darüber 
obliege dem Parlament.

Präsident Zuma blieb mit 177 Stim-
men für und 198 gegen den Antrag 
zwar im Amt, seine Position erscheint 
jedoch wesentlich geschwächt; neun 
Mandatare enthielten sich der Stimme, 
vierzehn waren zur Sitzung nicht 
erschienen. In einer von Seiten der 
Oppositionsparteien, der Democratic 
Alliance (89 Abgeordnete) und Eco-
nomic Freedom Fighters (25), relativ 
niveauvoll geführten Debatte wurde v. 
a. das Phänomen der Oligarchisierung 
der südafrikanischen Wirtschaft und 

das Zuma wesentlich mitverantwortlich 
gemacht wird; maßgeblich dazu hatte 
der einschlägige Bericht des früheren 
Public Protector, Frau Thuli Madonse-
la, beigetragen (INDABA 93/17). Zuma 
wird darin beschuldigt, wesentliche 

Regierungsgeschäfte (wie die Be-
setzung des Finanzministeriums) mit 
der indischen Investorenfamilie Gupta 
abgesprochen bzw. von Verkäufen 
staatsnaher Unternehmen an diese 

-
duzane steht zudem als Mitglied von 
Aufsichtsräten dem Gupta-Imperium 
ziemlich nahe, wie u. a. aus tausenden 
E-Mail-Korrespondenzen hervorgeht, 
die den Medien Anfang Juni aus ge-
hackten Gupta-Computern zugespielt 
wurden (der verantwortliche Techniker 
und seine Familie leben seit damals 
unter neuem Namen im Ausland). 

Während Teile der Opposition nun 
ein Impeachment-Verfahren gegen 
Zuma einleiten wollen, hat sich die 
Führung des ANC offenbar zu einer 
Säuberung der Parlamentsfraktion 
entschlossen. Erstes prominen tes 
Opfer wurde die eloquente Zu-
ma-Kritikerin Makhosi Khoza, die als 
Vorsitzende des Ausschusses für die 
verstaatlichten Betriebe eine wichtige 
Rolle bei der Demontage des von den 
Guptas protegierten ESKOM-General-
direktors Brian Molefe gespielt hatte. 
Infolge von Drohungen steht Khoza 
seither unter Polizeischutz. Weiters 
wurde Mitte August bekannt, daß 
ANC-Generalsekretär  Gwede Man-

tashe den früheren Tourismus-Mini-
ster Derek Hanekom (INDABA 83/14) 

Weiterverbleib als Vorsitzender des 
Disziplinarkomitees des ANC zu nen-
nen, da er diese Funktion angesichts 
seiner auch öffentlich geäußerten Kritik 
am Parteivorsitzenden nicht mehr 
unparteiisch wahrnehmen könnte. 
In einer Aussage auf Twitter hatte 
Hanekom geschrieben: „Vergeßt die 
Behauptung, wir würden mit der Op-
position stimmen. Wir stimmen gegen 
state capture, massive Ausplünderung 
und Korruption. Stimme für Wandel.“ 
Hanekom könnte von seiner Funktion 
allerdings nur durch den Parteivor-
stand, das National Executive Com-
mittee, abgesetzt werden.

Während Zuma offenbar eine wei-
tere Regierungsbildung plant, um sei ner 
präferierten Nachfolgerin Nkosazana 
Dlamini-Zuma mit einem Ministeramt 
eine öffentlichkeitswirksame Plattform 
zu bieten, nehmen die parteiinternen 

geplanten ANC-Parteitags weiter zu. In 
KwaZulu, aber auch anderswo, werden 
Wahlen der Delegierten gerichtlich 
angefochten. ANC-Generalsekretär 
Gwede Mantashe sprach Anfang 
September davon, die Partei „reiße 
sich mit schmutzigen Tricks ausei-
nander.“ Immerhin geht es um den/
die zukünftigen Parteivorsitzenden und 
Präsidentschaftskandidaten bzw. -kan-
didatin und, daran geknüpft, um den 

und seiner Günstlinge.

 Die bizarre Lebens-
geschichte der zweiten Ehefrau von 
Zimbabwes Langzeit-Präsident Robert 
Mugabe, die von einer starken Fraktion 
in ZANU PF als Nachfolgekandidatin 
favorisiert wird, ist um einen Skandal 
reicher. Damit verbunden sind eine 

Zuma-Kritikerin Makhosi Khoza bei einer Po-
diumsdiskussion der Kathrada Foundation
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weitere Belastung der Beziehungen 
zwischen Südafrika und Zimbabwe 
sowie innenpolitische Probleme für die 
südafrikanische Außenministerin Maite 
Nkoana-Mashabane.

Der Vorfall ereignete sich am Sonn-
tag, dem 13. August 2017, im Luxusho-
tel Capital 20 West im Johannesburger 
Nobelbezirk Sandton. Mugabes Söhne, 
Robert jnr. und Bellarmine Chatunga, 
waren dort einquartiert, seitdem sie 
wegen gewalttätigen Benehmens aus 
einer privaten Wohnung in Sandton 
hinausgeflogen waren (und zuvor 
schon aus Dubai, wo sie die Eltern 
wegen schlechter innenpolitischer 
Optik zunächst untergebracht hatten). 
Bei einem offenbar überraschenden 
Inspektionsbesuch traf Grace Mugabe 
(begleitet von zehn Leibwächtern) 
ihre Söhne dort in Gegenwart von vier 
angeblichen Models an; sie selber 
beschuldigte diese des Drogenhandels 
und gibt an, mit einem Messer attackiert 
worden zu sein. Wie aus der Anzeige 
der betroffenen Gabriella Engels (20) 
hervorgeht, wurde sie nebst anderen 
von Mugabe mit einem Elektrokabel 
schwer mißhandelt und erlitt zum Teil 
tiefe Wunden, u. a. an der Stirn. Nur mit 
Mühe konnte sie das Hotelappartement 
verlassen und den Sicherheitsdienst 
alarmieren. 

Aufgrund der Anzeige von Engels 
wurde Klage gegen Frau Mugabe 
wegen schwerer Körperverletzung er-
hoben. Obwohl sie ursprünglich ihr Er-
scheinen bei einem Gerichtstermin am 
Dienstag zugesagt hatte, erschienen 
bei demselben nur ihre Anwälte und 

geltend. Polizeiminister Fikile Mbalula 
verhängte eine Grenzsperre, schreckte 
jedoch vor einer Verhaftung der pro-
minenten Gewalttäterin zurück. Parallel 
dazu informierte Gabriella Engels die 

als Schweigegeld angeboten worden 
wäre, sie denselben aber abgelehnt 
hätte. Sie wird rechtsfreundlich vom 
ehemaligen Staatsanwalt Gerrie Nel 
und dem rechtsgerichteten AfriForum 
vertreten, das Zimbabwe wegen der 
sog. Landreform bekämpft.

Nach einigen Tagen Schockstarre, 
die offensichtlich auch auf heftige 
Diskussionen innerhalb der südafri-
kanischen Regierung zurückging, gab 
Südafrikas Außenministerin Nkoa-
na-Mashabane am 19. August der 

erklärte Grace Mugabe im Nachhinein 

afrika ermöglichte. Die Entscheidung 
ist politisch wie rechtlich umstritten, 
weil beide Mugabes ursprünglich 
medizinische und nicht staatspolitische 
Gründe für ihre Reise nach Johannes-
burg angegeben hatten und Grace 
auch nicht auf der Einladungsliste zur 
SADC-Gipfelkonferenz gestanden war. 
Der außenpolitische Ausschuß des 
südafrikanischen Parlaments lud die 

Rechtfertigung vor. Daß Gewalt gegen 

machte ausgerechnet im südafrika-
nischen Frauenmonat August auch 
keine gute Optik.

Ein Gag am Rande: Offenbar ist 

die 1965 in Benoni geborene Grace 
Mugabe nach wie vor südafrikanische 
Staatsbürgerin und kann daher in 
Südafrika für ihr Verhalten zwanzig 
Jahre lang gerichtlich belangt werden. 
Was private Reisen ins südliche Nach-
barland (ohne Immunität) schwierig 
machen dürfte.

Die an sich angespannten bilate-
ralen Beziehungen wurden durch die 
Affäre weiter belastet; so hielten in 
der zweiten Augusthälfte beide Staa-
ten Flugzeuge des jeweils anderen 
Staates auf den Flughäfen Harare 
und Johannesburg fest. Ob und in 
welcher Weise sich der Skandal auch 
auf Grace Mugabes politische Karrie-
rehoffnungen auswirken wird, war bei 
Redaktionsschluß noch nicht absehbar. 

 
Erst mals seit Jahrzehnten übernahm 
am 21. September ein neuer Staats-
präsident das Ruder im erdölreichen 
und von Korruption gebeutelten 
An  gola (INDABA 94/17). Die Parla-
mentswahlen vom 23. August endeten 
mit einem Sieg der Regierungspartei 
MPLA, die nach Angaben der Natio-
nalen Wahlkommission 61,1% der 
Stimmen erhielt und im künftigen Parla-
ment mit 150 Sitzen vertreten sein wird. 
Im Vergleich zu den letzten Wahlen 
2012 bedeutet dies einen Stimmen-
verlust von 10 Prozentpunkten bzw. 
von 25 Mandaten. Die MPLA konnte 
jedoch ihre Zweidrittelmehrheit halten.

26,7 Prozent und 50 Mandate, gewann 
also 18 dazu. Das Parteienbündnis 
CASA-CE erreichte 9,45 Prozent und 
16 Sitze. Die Wahlbeteiligung lag bei 
etwas über 75 Prozent.

Nach der Verfassung von 2010 
wird der Präsident nicht mehr direkt, 
sondern vom Parlament gewählt. An-
gesichts der mehr als komfortablen 

SÜDLICHES AFRIKA

Grace Mugabe als Wahlrednerin
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Mehrheit der MPLA wird also der von 
ihr nominierte Spitzenkandidat João 
Lourenço das Land für die nächsten 
fünf Jahre regieren. Lourenço löst den 
Langzeitpräsidenten José Eduardo 
dos Santos ab und ist nach diesem 
und dessen Vorgänger Agostinho Neto 
erst das dritte Staatsoberhaupt in der 
Geschichte des unabhängigen Angola. 

Während die Beobachtermission 
der Southern African Deveopment 
Community (SADC) unter Führung 
des Außenministers von Tanzania 
den Wahlgang für frei und fair erklärte, 
warf die zweitplazierte UNITA der 
Wahlkommission fehlende Trans-
parenz und Unregelmäßigkeiten vor. 
Die Europäische Union hatte nur ein 
symbolisches Beob achterteam ge-
schickt, nachdem Luanda ihr keinen 
ungehinderten Zugang zu den Wahllo-
kalen gewähren wollte. Beobachter der 
sozialdemokratischen und kommuni-
stischen Parteien in Portugal sprachen 
hingegen von einem gut organisierten 
und transparenten Wahlgang.

Beobachter gehen davon aus, daß 
dos Santos, der den Parteivorsitz be-
hält, auch weiterhin eine zentrale Rolle 
in Angola spielen wird.

 Nach Gesprächen von 
Commonwealth-Generalsekretärin 
Patricia Scotland mit Staatspräsident 
Edgar Lungu (Patriotic Front) und dem 

verhafteten Oppositionsführer Hakain-
de Hichilema (United Party for Na-
tional Development) in Lusaka wurde 
Letzterer Mitte November, kurz vor 
Beginn des gegen ihn angestrengten 
Gerichtsverfahrens, freigelassen und 
die Anklage gegen ihn zurückgezogen. 
Auch die katholische Bischofskon-
ferenz hatte bei den Verhandlungen 
eine Rolle gespielt.

Hichilema war am 11. April gemein-
sam mit fünf Angestellten der UNPD 
verhaftet worden, weil er angeblich die 
Autokarawane des Präsidenten blo-
ckiert hatte; beide Politiker befanden 
sich auf dem Weg zu einer Großveran-
staltung im Westen des Landes (INDA-
BA 94/17). Aus dem an sich lächerli-

konstruieren, wurde von Beobachtern 
eher als Ausdruck der politischen 
Schwäche Lungus gewertet, dessen 
knapper Wahlsieg im August letzten 
Jahres von Gewalt überschattet und 

-

war (INDABA 91/16). Als Versuch, 
seine Position zu stabilisieren, erschien 
auch die unerwartete Verhän gung 
des Ausnahmezustands nach einem 
Brand auf dem größten Markt in Lu-
saka (und Zambia überhaupt), der 
von Lungu als ein Sabotageakt der 
Opposition betrachtet wurde. Das be-
reits durch die Ver haftung Hichilemas 
angespannte politische Klima wurde 
dadurch noch weiter verschärft. Wie 
Baroness Scotland mitteil  te, soll es 
zwischen den beiden Kontra hen ten 
nun zu einem politi schen Dialog kom-
men, der durch das Common wealth-
Generalsekretariat moderiert werden 
wird. U. a. sollen dabei Beschwerden 
über die Durchführung der Wahlen 
von 2016 diskutiert werden, um für 
2021 einen transpa renten und von 
allen Seiten akzeptierten Urnengang 
sicherzustellen. 

 Das ohnehin labile innen-
politische Klima im Bergkönigreich 
Lesotho ist seit der Ermordung von 
Generalleutnant Khoantle Motsomotso 
am 5. September noch mehr bela-
stet. Der Armeekommandant wurde 
gemeinsam mit zwei Leibwächtern in 
einer Kaserne in der Hauptstadt Ma-
seru erschossen. Das Attentat wurde 
von der Southern African Deveopment 
Community (SADC) umgehend als 
„unentschuldbarer barbarischer Akt“ 
verurteilt. Südafrikas Präsident Jacob 
Zuma sprach die Befürchtung aus, 
das Attentat könnte einen „weiteren 
gefährlichen Präzedenzfall“ für Lesotho 
darstellen, wo schon vor zwei Jah-
ren ein Militärkommandant ermordet 
worden war.

Ob die Attentäter entkommen konn-
ten oder von Soldaten in der Kaserne 
niedergeschossen wurden, war Ge-
genstand widersprüchlicher Berichte. 
Premierminister Thomas Thabane, 
der die Tat ebenfalls scharf verurteilte, 
sprach aber davon, die Regierung 
habe die Situation unter Kontrolle und 
kündigte eine Untersuchung über die 
Hintergründe an.

Lesothos Innenpolitik ist seit dem 
von der damaligen Apartheidregierung 
gesteuerten Militärputsch von 1986 von 
wiederholten Aufständen der Armee 
und mangelnder Stabilität gekenn-
zeichnet. Thabane, Vorsitzender der 
All Basotho Convention, mußte 2014 
aus Furcht vor einem Attentat das Land 
verlassen. und konnte nur unter dem 
Schutz der SADC zurückkehren. Parla-
mentswahlen Anfang Juni 2017 bracht-
en ihm zwar eine relative Mehrheit 
und das Amt des Mini sterpräsidenten 
ein (INDABA 94/17), doch ist von 
gefestigten politischen Verhältnissen 
im kleinen Bergkönigreich Lesotho 
keine Rede.
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Von Zimbabwe ist in unseren Medien 
nicht mehr viel zu lesen, außer viel leicht 
Kuriosa über Langzeitmachthaber 
Mugabe und daß die wirtschaftliche 
Situation schlecht ist. Wie schätzen 
Sie als  Gewerkschafter die Lage 
ein, gibt es überhaupt eine sinnvolle 
Perspektive?

Ja, Widerstand von Seiten der 
-

schaften sind Teil der sozialen Be-

wegungen, die schon vor fast zwei 
Jahrzehnten zusammengekommen 
sind und versucht haben, die Situa-
tion in Zimbabwe zu demokratisieren. 
ZCTU, der Gewerkschaftsbund von 
Zimbabwe, spielte bei der Gründung 
der Oppositionspartei, des Movement 
for Democratic Change, eine wesentli-

che Rolle. Bedenken Sie unsere Ge-
schichte: ZCTU wurde 1980 gegründet, 
als sich fünf ältere Verbände zusam-
menschlossen, und zwar unter aktiver 
Beteiligung der Zimbabwe African 
National Union/ZANU, der führenden 
Regierungspartei. Über Jahre hinweg 
hatten wir zu ihr ein Naheverhältnis. Wir 
haben uns aber schließlich getrennt. 
Ein Grund dafür war der Einparteien-
staat, den ZANU anstrebte, ein anderer 
das Strukturanpassungsprogramm, 
dem wir als Gewerkschaften nicht 
zustimmen konnten, und wieder ein 
anderer, daß ZANU zwar in Worten 

proklamierte, in der Praxis aber ganz 
anders handelte. Wir etablierten 
daher eine Oppositionspartei. Wir 
als Gewerkschaft sind unabhängig 
von ihr, ebenso die anderen zivilge-
sellschaftlichen Organisationen, aber 
es gibt in Zimbabwe immerhin eine 
oppositionelle Partei. 

Allerdings liegt die eigentlich He-
rausforderung in unserem Wahlsystem 
begründet, das Spielfeld ist sehr un-
gleich und benachteiligt die Opposition. 
Mit Blick auf die Parlamentswahlen von 
2018 haben manche die Opposition 
bereits abgeschrieben, die Resultate 
würden ohnehin schon feststehen, 
Mugabe würde sicher wiedergewählt 
infolge des Wahlsystems, das in un-

serem Land gilt. Es gab ja Versuche, 
das Wahlrecht zu ändern und dadurch 
Chancengleichheit für alle politischen 
Parteien herzustellen, aber das hat 
sich als sehr schwierig erwiesen. Die 
herrschende Partei hat sichergestellt, 
daß sich an dem gesetzlichen Rahmen 
nichts geändert hat und alle Reformen 
innerhalb desselben verblieben sind. 
So ist es zum Beispiel sehr schwierig 
für Oppositionsparteien, auf dem Land 
eine Kampagne zu führen und um 
Stimmen zu werben, weil die Führer der 
lokalen Dorfgemeinschaften schwer 
politisch instrumentalisiert sind und 
eine bestimmte politische Partei favori-
sieren. Auch die staatlichen Strukturen 
sind einseitig instrumentalisiert, eben-
so die Armee, die Polizei und sogar die 
Zimbabwe Electoral Commission, die 
ja eigentlich die Institution sein sollte, 
die freie Wahlen garantiert. Es scheint 
also ziemlich sicher, daß die bevorste-
henden Wahlen die Regierungspartei 
begünstigen.

Eine Zeit lang hat sich eine Koalition 
zwischen MDC und der Bewegung 
der früheren Vizepräsidentin Joyce 
Mujuru abgezeichnet, ist das vielleicht 
ein Ausweg?

Als eine politische Bewegung ha-
ben wir MDC um eine Erklärung dazu 

Um Jahre zurückgefallen
Solidaritätsappell von Gewerkschafter Japhet Moyo

Die für 2018 geplanten Wahlen werden die Krise im Land nicht lösen, fürchtet 
der Generalsekretär des Gewerkschaftsbundes von Zimbabwe. Er setzt 
auf außerparlamentarischen Widerstand und auf eine Wiederbelebung der 
internationalen Solidarität. Walter Sauer hat mit Japhet Moyo am Rande der 
Internationalen Arbeitskonferenz in Genf gesprochen.

Japhet Moyo im Palais des Nation, Genf
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gebeten, immerhin stehen wir noch 
immer in einer besonderen Beziehung 
zueinander. Wir haben versucht, Infor-
mationen über diesen sogenannten 
Mujuru-Faktor zu bekommen. Wieviele 
Mitglieder haben sie? Wer sind diese? 
Bringen sie der MDC einen Mehrwert? 
Die MDC hat über die Jahre hindurch 
Wahlen gewonnen, auch wenn es dann 
sicher ein Problem war, Regierungs-
verantwortung auszuüben, das war 
schon eine Herausforderung. Jeden-
falls höre ich nun von Diskussionen 
über einen Mujuru-Faktor, und MDC 
sagt uns, daß es darum ginge, die 
Regierungsmacht zu verändern. Aber 
für uns geht es um die Glaubwürdigkeit 
des Mujuru-Lagers. Viele sind sich des-
sen bewußt, daß die Mujuru-Bewegung 
schon wieder gespalten ist. Mujuru ist 
nicht mehr mit denjenigen Personen 
zusammen, mit denen sie angetreten 
ist, wie z. B. Rugare Gumbo oder Didy-
mus Mutasa, das waren die Gurus, die 
Mujuru den Weg aus ZANU PF heraus 
bereitet haben. Sie haben sich nun aber 
getrennt, und wir sind uns nicht sicher, 
wer jetzt eigentlich die Freunde von Mu-
juru oder das Mujuru-Camp sind, und 
welchen Mehrwert sie der MDC bringen 
können. Und wir sind auch über so 
manche öffentlichen Ankündigungen 
wenig begeistert, etwa über die Frage, 
wer diese Koalition letztlich anführen 
wird? Wird das Morgan Tsvangirai vom 

wir auf Erklärungen. Wir hatten gute 
Gespräche mit MDC, aber die sind 
noch nicht abgeschlossen. Da geht 
es noch um wichtige Fragen wie um 
die innere Struktur dieser Koalition. 
Es kommt dazu, daß ja auch MDC 
gespalten ist, das war das ganze 
vergangene Jahrzehnt hindurch eine 
Herausforderung. Der Grund dafür ist 

den kleineren Parteien zu eskalieren, 

und das macht die politische Arbeit 
der Opposition natürlich nicht leichter.

Gibt es eine Zusammenarbeit mit an-
deren Institutionen, zum Beispiel mit 
den Kirchen?

Ja, Kirchen sind ein wichtiger 
Teil der Zivilgesellschaft. Wenn Sie 
z. B. die Crisis in Zimbabwe Coa-
lition hernehmen, dann sehen Sie, 
daß dort Gewerkschaften, NGOs 
und glaubensbasierte Organisatio-
nen zusammenarbeiten, auch die 
katholische und andere Kirchen. Als 
Gewerkschaftsbund haben wir schon 
seit Jahren gute Verbindungen mit der 
katholischen Kirche und mit ihrer Kom-
mission für Gerechtigkeit und Frieden. 
Ich erinnere mich, daß ich auch von 
Kirchenzeitungen interviewt wurde. 
Die Kirchen artikulieren ihre Kritik an 
der Situation zu Hauses sehr kräftig. 
Wir arbeiten eng mit ihnen zusammen 
und würden diese Verbindung gerne 
noch weiter ausbauen.

Im kommenden Jahr, 2018, stehen 
in Zimbabwe wieder Wahlen an. Sie 
haben schon angedeutet, daß sich 
vielleicht nicht viel ändern wird. Gibt es 
überhaupt eine Perspektive auf mehr 
politische Stabilität und wirtschaftliche 
Erholung?

Mugabe verschärft seinen Kurs 
täglich, und solange die Natur nicht 
ihren Tribut fordert und Mugabe dort 
bleibt, wo er ist, wird es keine Änderung 
in der Richtung geben, die Zimbabwe 
eingeschlagen hat. Das bedeutet, der 
wirtschaftliche Niedergang wird sich 
fortsetzen, das Land wird weiterhin als 
Paria-Staat betrachtet werden, alles 
wird so bleiben wie es ist. 

Irgendwann wird Mugabe natürlich 
der Natur Tribut zollen müssen. 
Vorgesehen für diesen Fall wäre 

eigentlich, daß der jetzige Vizepräs-
ident, Emmerson Mnangagwa, das 
Ruder übernimmt. Aber Mnangagwa 
wird von einer Clique in der Partei he-
rausgefordert, welche die Ehefrau des 
Präsidenten unterstützt. Natürlich hat 
diese keine Geschichte aufzuweisen, 
und es ist schwer zu glauben, daß 
sie bei Wahlen gegen Mnangagwa 
kandidieren und gewinnen würde. 
Unsere Angst ist aber, daß es zu einem 

herrschenden Partei kommen könnte, 
wenn Mugabe dieses interne Problem 
nicht löst. Wir können andererseits von 
der Situation 1977 lernen, als Nda-
baningi Sithole die ZANU verließ und 
mit Mugabe ein Nachfolger quasi aus 
dem Nichts präsentiert wurde, und zwar 
vom militärischen Flügel ZANLA. Alle 
anderen wurden gezwungen, Mugabe 
anzuerkennen. Wir sind uns da nicht 
sicher, aber vielleicht ist das System 
ja auch heute imstande, jemanden 
von außen zu präsentieren und alle 
anderen zu zwingen, diese Person zu 
unterstützen. Das ist alles nicht klar, 
im Augenblick stehen wir jedenfalls 
vor einer zutiefst zerstrittenen ZANU 
PF. Aber die Regierungspartei ist dafür 
bekannt, ihre Reihen zu schließen, 
wenn sie mit einer ernsten Heraus-
forderung konfrontiert ist, und genau 
das könnte vor den Wahlen passieren. 
Dann würden sie versuchen, die Op-
position zu zerschlagen.

Die Gewerkschaften in Zimbabwe 
hatten traditionell eine starke Basis 
unter den Arbeitern. Heute sind viele 
Fabriken geschlossen, die Arbeitslo-
sigkeit ist extrem gestiegen usw. Wird 
die Basis einer Gewerkschaft dadurch 
nicht geschwächt?

Ja, historisch gesehen sind Ge-
werkschaften in der organisierten 
Arbeiterschaft verwurzelt, das sind 

I N T E R V I E W

INDABA   95/17 13 



. . . . . . . . . . . . . . . . .  
diejenigen Menschen, die in einem 
formellen Arbeitsverhältnis stehen. 
Wenn solche Arbeiter und Arbeiterin-
nen aber in eine Situation der Informa-
lität wechseln, also in den informellen 
Sektor, dann betrifft das natürlich auch 
die Gewerkschaft. Als erstes haben 
wir diesbezüglich die Erfahrung ge-
macht, daß unsere Mitgliedsverbän de 
bei Kollektivvertragsverhandlun gen 
Pro bleme bekamen. Sie verloren Mit-
glieder und wurden dadurch schwä-
cher. Wir haben über all die Jahre 
versucht, unseren Mitgliedern zu 
folgen, d. h. wir haben versucht, auch 

die informelle Wirtschaft zu organisie-
ren. Als Ge werkschaft mußten wir also 
unsere Zielsetzungen verbreitern. Wir 
repräsentieren unsere Mitglieder jetzt 
nicht nur in Bezug auf ihr Arbeitsleben, 
sondern wir befassen uns auch mit 
Problemen, welche die Menschen 
außerhalb dieses Arbeitslebens be-
treffen. Da geht es zum Beispiel um 
kommunale Dienstleistungen, gibt 
es Wasser in den Siedlungen, gehen 
die Kinder in eine Schule, können 
die Menschen frei ihre Gemeinderäte 
wählen oder auch ihre Parlamentsab-
geordneten? Haben sie das Recht, sich 
für eine politische Partei ihrer Wahl 
auszusprechen? Das sind sogenann-
te zivile Angelegenheiten und nicht 
unbedingt auf die Arbeitswelt bezo-
gen. Aber als Gewerkschaften setzen 
wir uns auch für diese Themen ein, 
und wir machen die Erfahrung, daß 

das von den Mitgliedern anerkannt 
wird. Wir sprechen also nicht nur von 
Arbeitsverträgen, sondern auch von 
dem, was für eine Person wichtig ist, 
wenn sie aus ihrem Büro oder ihrer 
Fabrik hinausgeworfen wird. Es gibt 
eine Organisation namens Zimbabwe 
Chamber of the informal Economy 
(ZCIA), mit der wir ständig zusam-
menarbeiten. Generell gesehen muß 
man aber trotzdem sagen, daß wir im 
Lauf der Zeit schwächer geworden 
sind, weil die Mitarbeit von Menschen 
in der formalen Ökonomie halt ver-
schieden ist von der in der informellen 
Wirtschaft. Wenn wir zum Beispiel 
Demonstrationen organisieren oder 
Streiks, dann können Menschen aus 
dem informellen Sektor nicht wirklich 
mitmachen, weil dann haben sie ja kein 
Einkommen. Daher nehmen weniger 
Leute an unseren Aktivitäten teil als 
früher. Also ja, wir wurden durch die 
Informalisierung stark betroffen.

Vor einigen Jahren erregte die soge-
nannte Operation Murambatsvina 
großes Aufsehen, als die Polizei 
gewaltsam gegen informelle Siedlun-
gen und informelle Straßenhändler 
einschritt. Wie ist die Situation dies-
bezüglich heute?

Ich glaube, wir waren die erste 
Organisation, die einen Bericht über 
Murambatsvina veröffentlicht hat. Mu-
rambatsvina betraf ja unsere Mitglieder 
in der informellen Wirtschaft sehr stark. 

Sie müssen verstehen, daß Mu-
rambatsvina nicht nur ein einmaliges 
Ereignis war. Bis zum heutigen Tag 
werden Häuser unserer Mitglieder 
zerstört. Das geht so vor sich: Es 
kommen angebliche Parteileute von 
ZANU PF, zahlen der lokalen Ge-
meindeverwaltung Geld und vergeben 
dann Grundstücke an Leute, die aus 
Unwissenheit ihre Hütten dort errich-

ten. Wenig später kommt dann der 
Staat und zerstört diese wieder, weil 
die Leute keinen Besitztitel haben. 
Daher ist Murambatsvina eine stän-
dige Erscheinung, die Behausungen 
von Menschen werden zerstört, die 
Leute verlieren Habseligkeiten, das 
alles hat nicht aufgehört. Und das tut 
die Kommunalverwaltung von Harare 
genauso wie die in anderen Städten.

Wie wichtig ist für Sie in dieser Situ-
ation internationale Unterstützung, 
in  ternationale Solidarität?

verwundert, als nach der Formierung 
des sogenannten Inclusive Govern-
ment nach den Wahlen von 2008, als 
MDC in eine Koalitionsregierung mit 
ZANU PF kam, die Botschaft ausgege-
ben wurde, in Zimbabwe wäre jetzt 
alles normalisiert. Ich möchte daher 
an die internationale Gemeinschaft 
appellieren, sich wieder verstärkt auf 
Zimbabwe zu fokussieren. Wir fallen 
jetzt in den Zustand von vor 2008 
zurück. Die Menschen in Zimbabwe 
gehen durch eine qualvolle Zeit, wir 
stecken in denselben Schwierigkeit-
en als vor der Zeit des Inclusive 
Government. Wir wissen daß viele 
Regierungen und Personen damals 
andere Prioritäten gesetzt haben in 
der irrigen Annahme, die Situation 
hätte sich normalisiert. Sie hat sich 
aber nicht normalisiert, im Gegenteil, 
die Dinge zu Hause verschlimmern 
sich. Die Menschen draußen sollten 
sich also wieder verstärkt für Zimba-
bwe interessieren und sich soviel als 

Japhet Moyo ist gelernter Metallarbeiter 
und seit August 2011 Generalsekretär 
des Zimbabwe Congress of Trade Unions 
(ZCTU).
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durch die krisengeschüttelte po-
li tische Situation im Land fehle 

es besonders außerhalb der Städte 
oft an Grundliegendem: Infrastruktur 
(besonders Straßen und Wasser), 
medizinische Versorgung, Ausbildung. 

Nun gäbe es zwar die Möglichkeit, 
sagt Pater Mukaro, auch von lokalen 
Politikern durchaus lukrative Spenden 
für Bauprojekte zu bekommen. Hiervon 
habe man aber schnell wieder Abstand 
genommen, da jede Spende mit der 

Politik wohlwollend zu unterstützen und 
zu bewerben und damit die Unabhän-
gigkeit zu verlieren. Andere Kirchen 
sähen darin kein Problem, weshalb 
es bei der anglikanischen Kirche 
auch schon zu wütenden Protesten 
der Bevölkerung gegen den Bischof 
gekommen sei. Mitunter treibe der 
mangelnde politische Wille zur Unter-
stützung der Landbevölkerung auch 
recht seltsame Blüten: So gebe es 
evangelikale Gemeinschaften, die den 
Menschen versprechen, von Gott ein 
neues Auto geschenkt zu bekommen, 
wenn sie ihren gesamten Besitz ver-
kauften, ihr gesamtes Geld spendeten 
und genug beteten.

wo nun vor allem in ländlichen 
Gebieten der politische Wille 

fehle, springe beispielsweise die ka-
tholische Kirche ein, wobei meist der 
erste Anstoß eine ganze Reihe von 
Maßnahmen in Bewegung setze, 

sind: So gebe es wenige Priester, 
die dementsprechend große Gebiete 
betreuen, von staatlicher Seite würden 
die ländlichen Gebiete hinsichtlich der 
Verkehrswege aber stark vernachläs-
sigt. Wenn der Weg nun zu unwirtlich 
sei, um mit dem Auto zurückgelegt 
werden zu können, werde kirchlicher-
seits eine Straße gebaut. 

Nun könnte und würde der Staat 
Lehrer schicken, es gebe jedoch kein 
Schulgebäude. Darum werde ein 
Schulgebäude errichtet, die Kirche 
bleibe Träger desselbigen, und die 
Kinder und Jugendlichen erhielten 
eine Ausbildung. Ausbildung alleine sei 
jedoch zu wenig, darum gebe es als 
Starthilfe einen Geldbetrag, mit dem 
Werkzeuge und Materialien gekauft 
werden könnten.

Eine besondere Komponente der 
Gesellschaft spiele hier zusätzlich der 
immer noch übliche Brautpreis, erzählt 
Pater Mukaro: Der Familie der Braut 
werde eine Art Entschädigung für den 
Arbeitskraftverlust gezahlt, der sich 
auch nach ihrer Bildung richtet. Somit 
sei es für den zukünftigen Bräutigam 
noch wichtiger, eine gute Ausbildung zu 
bekommen, um sich eine Heirat über-
haupt leisten zu können. Gleichzeitig 
sei es der Kirche aber ebenso wichtig, 
daß die Mädchen (Heiraten mit 13 bis 
15 Jahren ist nach wie vor sehr stark 
verbreitet) nach der Hochzeit „nicht 
nur daheim bleiben und informell im 
Nähen ausgebildet werden“, sondern 
ebenso Bildung erlangen. 

Ebenso pragmatisch würden Spi-
täler errichtet oder Brunnen gegraben. 
Bauen schaffe Arbeitsplätze und vor 
allem erste Arbeitsmöglichkeiten für 
die Jugendlichen, die ihre Ausbildung 
absolviert haben.

ganz so einfach, wie es hier nun 
geschildert wurde, ist es allerdings 

nicht: Die Finanzierung erfolge bei der 
katholischen Kirche zu 95% über Spen-
den aus dem Ausland vor allem durch 

die Diözesen an die Gemeinden weiter 

ver teilt, die gerade den größten Bedarf 
haben. Ein kurzes Rechenbeispiel zur 
Veranschaulichung: Ein Klassenzim-
mer zu errichten, benötigt 350 Säcke 
Zement, ein großer Sack Zement kostet 
etwa 10 Euro. Dies sind nur die Mate-
rialkosten, die Arbeits kräfte sind hier 
noch nicht enthalten. Allerdings wird 

Entwicklung an der Basis
Anläßlich eines Vortrages im Rahmen eines Österreichbesuchs zum Thema 
„Zimbabwe – ein Erfolgsbericht der anderen Art“ sprach Peter Prinesdom mit 
Rev. Felix Mukaro. Er ist katholischer Priester und Entwicklungskoordinator der 
Diözese Chinhoyi in Zimbabwe.

Fortsetzung auf Seite 27
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Zephania Kameeta von der ELCRN 
(Evangelisch-Lutherische Kirche in der 
Republik Namibia) zum Minister für 
Armutsbeseitigung und soziale Wohl-
fahrt ernannt. Er hat bereits zwei Jahre 
lang ein Grundeinkommen (BIG, Basic 
Income Grant) mit dafür gesammeltem 
Geld an mittellose Namibier/innen im 
Dorf Otjivero verteilt und damit viel 
erreicht. Frauen und Männer konnten 

kleine Unternehmen starten, manche 
ihre Weiterbildung bezahlen. Nun 
möchte er versuchen, staatliche Gelder 
für eine ausgedehnte Weiterführung zu 
bekommen (INDABA 92/16).

viele Kirchenmitglieder waren auch 
in der Befreiungsbe we gung aktiv, 

auch Pfarrer wurden ausgewiesen, 

für mich war der Besuch Namibias 
eine Rückkehr nach 28 Jahren, als 

ich vor der ersten demokratischen 
Wahl 1989 als Wahlbeobachterin des 
Weltkirchenrates bei der Unterrichtung 
des Wahlvolkes (voter education) 

Die Innenstadt Windhoeks und die 
wenigen niedrigen Häuser aus der 
deutschen Kolonialzeit (1884 bis 
1915) überragt von zahllosen riesigen 
Büro- und Geschäftshäusern großer 
Firmen und Banken; heftiger, gere-
gelter Straßenverkehr. Die deutsche 
Evangelische Christuskirche dominiert 
weiterhin das Stadtbild, aber in ihrer 

mäler des ersten Staatspräsidenten 
Sam Nujoma und anderer wichtiger 
Persönlichkeiten des neuen Namibia 
(INDABA 89/16).

Aber auch das: Ab 18 Uhr abends 
wird es dunkel, dann sollen wir nicht 
mehr draußen sein, auch nicht unter-
wegs mit dem Auto, wird uns gesagt: 
Ein Hinweis auf die Unsicherheit 
wegen der noch immer bestehenden 
großen sozialen Unterschiede. Auch 
außerhalb des Zentrums, in den auf-
gelockerten Gartenvororten: Eiserne 
Tore, Videokameras und über zwei 
Meter hohe elektrische Zäune um die 
Anwesen, die heute nicht mehr nur 
Weißen gehören. Nicht zu Unrecht 
hat daher die Regierung Altbischof 

warum fand die Vollversamm lung, 
die unter dem Thema „Befreit 

durch Gottes Gnade“ stand, diesmal 
in Namibia statt? Namibia ist ein Land 
mit einem fast 60%igen evangelisch-lu-
therischen Bevölke rungsanteil in zwei 
großen afrika nischen und der kleinen 
deutschen Kirche, die sich zu einem 
Kirchenbund vereinigt haben. Wie alle 
Sprecher betonten, hat der Lutherische 
Weltbund (LWB) maßgeblich zur Be-
freiung Namibias beigetragen. Schon 
am ersten Abend bekannte Staats-
präsident Dr. Hage Geingob, der die 
etwa 800 Versammlungsteilnehmer/
innen, darunter über 300 Delegierte, 
zu einem Willkommensempfang in den 
Windhoeker Country Club eingeladen 
hatte: „Ich bin ein Lutheraner“ und 
nannte den LWB einen Geburtshelfer 
für die Unabhängigkeit Namibias; 
dies nicht nur durch materielle Hilfe, 
z.B. durch Stipendien, sondern auch 
durch seinen Widerstand gegen die 
Apartheid und das moralische Vorbild 
Luthers mit seiner Rebellion gegen 
Korruption und Ungerechtigkeit. Nach 
viel menschlichem Leid konnte ja erst 
im März 1990 die Unabhängigkeit 
von der südafrikanischen Herrschaft 
des Apartheid-Regimes erreicht 

1960er Jahren viele der ehemaligen 
Kolonien europäischer Staaten ihre 

Die österreichische Delegation bei der Vollver-
sammlung in Windhoek (Mitte: Autorin Ilse Hanak)

Windhoek im Mai 2017
Der Lutherische Weltbund tagte in Afrika

Zum 12. Mal seit seiner Gründung 1947 trafen sich vom 12. bis 16. Mai 

Namibia nach 28 Jahren.
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„aber die Wahrheit konnte nicht mit ih-
nen zusammen ausgewie sen werden“, 
so Bischof Zephania Kameeta beim 

Stadion von Katutura stattfand. Ka-

großen Siedlung nordwestlich von 
Windhoek-Zentrum, wohin nach der 
Einführung des Apartheidsystems 
in Namibia durch Südafrika ab 1959 
zwangsweise die afrikanische Be-
völkerung umgesiedelt wurde. Es gibt 
dort heute teilweise neue gemauerte 
Häuser, und man sieht auch Autos, die 
Siedlung ist aber weiterhin stark von 

In den Ansprachen des bisherigen 
Präsidenten des LWB, Bischof Dr. 
Munib Younan von der Kirche von 
Jordanien und dem Heiligen Land, 
und des Generalsekretärs Dr. Martin 
Junge, eines Theologen aus Chile, 

Wünsche an den Weltbund schon an. 
Auch die fünftägigen Vorkonferenzen 
der Frauen und der Jugend deponier-
ten ihre Aufrufe.

Der beeindruckendste Vortrag war 
sicher das Grundsatzreferat des kon-
golesischen Chirurgen und Gynäkolo-
gen Dr. Denis Mukwege. Er hat im Ost-
kongo bei Bukavu ein Spital ge gründet 
und leitet es. Vehement verurteilte er 
die systematische Vergewaltigung 
von Frauen als Kriegswaffe, um den 
Gegner zu erniedrigen. Im Krieg im 
Kongo, wo es immer um Gewinnung 

-
tan, unentbehrlich für die Produktion 

überfallen und Frauen, von Babies 
bis zu Greisinnen, vergewaltigt und 
darüber hinaus brutal auch innerlich 
verletzt, sogar mit Schußwaffen, um 
die Menschen zu vertreiben. 50.000 

Frauen hat er operiert und ruft dazu 
auf, gegen diese unbeschreib li chen 
Grausamkeiten aufzustehen und 
wie Luther sich für die Würde von 
Frauen einzusetzen. Kinder, die aus 
den Vergewaltigungen hervorgehen, 

Barbarei ist inakzeptabel, sie entstellt 
das Bild der Frau und verschwendet 
ein Potenzial der Entwicklung. Muk-
wege forderte, wir dürften vor dieser 
Barbarei nicht die Augen verschließen, 
wir müßten auch in Predigten gegen 
die Mißachtung von Frauen aufrufen. 
Wir hätten die Sklaverei abgeschafft, 
wir müßten auch die Gewalt gegen 
Frauen abschaffen. Wir schrieen für 
die Abschaffung von Atomwaffen, aber 
täten nichts gegen die Zerstörung von 
Frauen. Die Täter müßten verfolgt 
werden und dürften nicht straffrei aus-
gehen. Der Arzt, der in seinem Spital 
auch juristische und psychologische 
Hilfe für Überlebende von Gewalter-
fahrungen anbietet, damit sie sofort 
jegliche Unterstützung bekommen, 
wurde selbst mit dem Tode bedroht, 
eine seiner Töchter wurde entführt. 
Befragt, woher er die Kraft nehme 
weiterzumachen, antwortet er mit 
dem Lutherlied „Und wenn die Welt 
voll Teufel wär, und wollt uns gar ver-
schlingen, so fürchten wir uns nicht 
so sehr, es muß uns doch gelingen.“ 
Eine junge Frau aus Nigeria berichtete, 
daß es ihnen verboten sei, über 
sexuelle Fragen zu reden (ein vom 
Patriarchat ausgehendes Verbot für 

für Vergewaltigungen“ sagt Dr. Muk-
wege, „ihr müßt darüber reden können! 
Wenn ihr nicht darüber sprecht, wird 
es weitergehen.“

in drei Vorträgen wurden die Themen 
-

kann uns nicht durch Marktmacht 
zuteil werden. Menschen dürfen nicht 
durch Menschenhandel, Prostitution 
und Kolonisierung degradiert werden. 
Die Schöpfung ist bereits gefährdet. 
Der Verlust der Biodiversität und der 
Klimawandel können, jedes für sich, 
die Erde in einen anderen Zustand 
versetzen. Jedes Jahr verbrauchen 
wir 1,6 Planeten. Trotzdem setzt die 
konservative Ökonomie weiterhin 
blindlings auf Wachstum. Wir müssen 
uns durch Abkehr von der Gier, durch 
Einfachheit im Lebensstil bei Wohnen, 
Verkehr, Nahrung, Bekleidung, Frei-
zeit u.a. und auch politisch dagegen 
einsetzen.

So fanden sich in der schließlich 
ver abschiedeten Botschaft an die 
Kirchen neben der Forderung, Gewalt 
gegen Frauen in jeder Form abzuschaf-

Gendergerechtigkeit bei der Teilhabe 
an kirchlichen Ämtern auf allen Stufen, 
Zugang zum Studium und darüber 
hinaus nach Abschaffung von Frauen 
diskriminierenden Gebräuchen wie 
Zwangsverheiratung und Genitalver-
stümmelung. Der Jugend geht es nicht 
nur um eine Reformation, sondern um 
eine Wiederbelebung der Kirche durch 
Menschen, die auch in der Gesellschaft 
aktiv und engagiert mitarbeiten; um 
die Gleichheit aller Menschen durch 
Chancen auch für Ausgegrenzte und 
durch Gendergerechtigkeit und um 
gute Bildung für alle, die kostenfrei 
zugänglich ist. 

Inmitten der religiösen Pluralität 
wurde ferner gefordert, interreligiöse 
Kompetenz zu erwerben, d. h. die ver-
schiedenen Kontexte und Identitäten 
und die heutigen Realitäten in die theo-
logische Ausbildung zu integrieren, 
direkte diakonische Zusammenarbeit 

N A M I B I A
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in einer Presseaussendung des süd-
afrikanischen Außenministeriums 

vom 14. Juli 2017 wird die Konven-

ersten diesbezüglichen Resolution der 

historische Errungenschaft bezeich-
net. 122 Staaten haben diesem Vertrag 
zugestimmt, Singapur enthielt sich, 
die Niederlande, immerhin einziger 
NATO-Teilnehmerstaat, stimmten 
da gegen. Die AW-Kernstaaten (USA, 
Rußland, VR China, Frankreich und 
Großbritannien) haben nicht vor, dem 
Vertrag beizutreten. Andere Länder mit 
oder ohne Nuklearwaffen boykottierten 
die Konferenz unter dem politischen 

und einige EU-Mitglieder). Xanthe Hall, 
Abrüstungsexpertin der deutschen 
IPPNW-Sektion, zum Boykott einiger 
Staaten: “Der Vertrag wird Wirkung 
entfalten. Er stigmatisiert den Besitz 

zur Abrüstung.”
Trotzdem hebt die Konvention die 

Diskussion zur Atomwaffenabschaf-
fung auf eine neue Ebene. Das Thema 
wird nun in bilateralen Länderkontakten 
und auf UN-Ebene auf der Agenda 
stehen. Gleichzeitig stellt das Verbot 

die Legitimität der Atomwaffenarsenale 
der Kernstaaten durch den AW-Nicht-
verbreitungsvertrag (NPT) in Frage.

durch die Konvention sind Entwick-
lung, Fertigung, Stationierung, 

Aneignung, Lagerung, Einsatz und 
Transit von AW verboten, ebenso die 
Unterstützung anderer Länder dabei 
oder die Androhung eines Atomschla-
ges. Ziel ist die komplette Vernichtung 
der Potentiale. Die Überwachung 
er folgt im Rahmen von Sicherheitsab-
kommen durch die Atomenergiebe-
hörde (IAEO) in Wien. AW-Staaten 
treten nach Abrüstung oder nach Offen-
legung ihrer Arsenale bzw. der Vorlage 
eines Planes zum Abbau und zur Ent-
sorgung ihrer Waffen bei. Ein Zeitplan 

Verhandlungssache. Damit eröffnet 
der Vertrag mehrere Möglichkeiten 
zur Annäherung. Auf NGO-Antrag 
wurden auch Bestimmungen zur 
Opferhilfe und zur Umweltsa nierung 
aufgenommen. Der Vertrag liegt ab 

20. September 2017 bei der UNO in 
New York zur Unterschrift auf und tritt 
neunzig Tage nach Hinterlegung der 

für Südafrika, das sein AW-Arsenal 
bereits 1993 vernichtet hat, ist der 

Vertrag ein wichtiger Schritt zum Ziel. 
Dazu in der genannten Aussendung: 
„Südafrika nimmt die Vorbehalte eini-

zur Kenntnis, hält aber den derzeitigen 
Zustand und das anhaltende Stocken 
der Verhandlungen für untragbar. 
Die Gefahr eines atomaren Krieges 
bleibt eine ständige Bedrohung für 
das Überleben der Menschheit, und 
die fortgesetzte Tatenlosigkeit der 
internationalen Gemeinschaft ist un-
entschuldbar. Wir werden weiterhin mit 
allen Staaten zusammenarbeiten, um 

In Österreich engagieren sich das Rote 
Kreuz, IPPNW, ICAN - International 
Campaign to Abolish Nuclear Weapons 
(www.icanaustria.at) und der Interna-
tionale Versöhnungsbund zusammen 
mit dem Außenminsterium weiterhin 
für nukleare Abrüstung.

Manfred Sauer ist Mitglied der International 
Physicians for the Prevention of Nuclear
War (IPPNW-Austria)

Atomwaffenverbot ist Realität
Am 7. Juli 2017 wurde in New York der mehrmals überarbeitete Entwurf einer 

Grundlage dafür war eine Initiative mehrerer Staaten, federführend dabei 

Protest gegen die Atommächte in New York
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EU-Agrarpolitik und Afrika

Von Adalbert Krims

 Gerade im Zusammenhang mit der Flüchtlingskrise wird 
immer wieder Kritik an der Agrarpolitik der Europäischen Union 
geübt. Die Agrarsubventionen der EU erlaubten den Export 
nach Afrika zu Dumpingpreisen. Die dortige landwirtschaftliche 

verstärkt und die Armut anwachsen läßt. Das wiederum sei 
eine der wichtigsten Fluchtursachen. Natürlich wurde diese 
Argumentation von der EU bisher zurückgewiesen, ist doch 
die gemeinsame Agrarpolitik, auf die mehr als ein Drittel des 
Gesamt budgets der EU entfällt, ein zentrales Aktionsfeld der 
Union. Insofern war es bemerkenswert, als EU-Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker am Rande des Forums Alpbach 
im August in einem Interview mit der Tiroler Tageszeitung 
feststellte: „Wahr ist, daß wir in Sachen europäischer Agrar-
exportpolitik einiges überdenken müssen.“ Juncker meinte 
zwar, „daß es unmöglich sein wird, die EU-Agrarpolitik völlig 
umzustülpen“, aber er betonte die Notwendigkeit, „die Entwick-
lung der Landwirtschaft auf dem afrikanischen Kontinent zu 
unterstützen“. Ein Mittel dafür soll ein Treuhandfonds sein, mit 
dem die Ansiedelung kleiner und mittlerer Betriebe gefördert 
werden soll, damit diese in Afrika investieren und Arbeitsplätze 
schaffen. Dieser Fonds, der mit 44 Milliarden Euro dotiert werden 
soll, wurde von den Mitgliedsstaaten zwar beschlossen, aber 
bei der Umsetzung hapert es. „Wenn die Mitgliedsstaaten, 
was sie versprochen hatten, auch 44 Milliarden aufbrächten, 
könnte man nicht nur reden, sondern etwas tun“, sagte Juncker 
und kritisierte die mangelnde Konsequenz beim Einzahlen in 
den Fonds: „Stattdessen wird von allen Regierungsdächern 
Europas herabgeschrien, daß wir uns um die Fluchtursachen in 
Afrika kümmern müßten.“ Juncker anerkennt also zum ersten 
Mal, daß es offenbar doch einen Zusammenhang zwischen 
der EU-Agrarpolitik und den Fluchtursachen in Afrika gibt und 
er wirft den EU-Staaten vor, daß sie von der Bekämpfung von 
Flucht ursachen nur reden, aber de facto nicht handeln.

Die UN-Welternährungsorganisation FAO hat erst kürz-
lich wieder festgestellt, daß viele Länder südlich der Sahara 

liegen. Gleichzeitig müssen Nahrungsmittel eingeführt werden. 

Die Nahrungsmittelimporte der Subsahara-Staaten sind mehr 
als doppelt so hoch wie ihre Exporte. Insgesamt muß Afrika 
80 Prozent seiner Lebensmittel importieren, wobei ein großer 
Teil aus der EU kommt, mit deren hoch subventionierten 
Agrarexporten afrikanische Produzenten nicht konkurrieren 
können. Problematisch ist auch, daß im Rahmen der neuen 
Partnerschaftsabkommen der EU afrikanische Staaten zwar 
Rohstoffe, die in Europa nicht vorkommen, zoll- und gebühren-
frei in die EU exportieren können, für verarbeitete Produkte 
aber Importzölle eingehoben werden. Das führt z. B. dazu, daß 
Deutschland allein mit dem Export gerösteter Kaffeebohnen 
mehr als 1 1/2mal so viel einnimmt wie der gesamte afrikani-
sche Kontinent mit der Ausfuhr von (Roh)Kaffee.

Das deutsche Ministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit (BMZ) hat einen Marshall-Plan für Afrika ausgearbeitet 

 als deutschen Vorschlag für das neue EU-Afrika-Konzept, 
das 2020 in Kraft treten soll. Dazu sagte der deutsche Ent-
wicklungsminister Gerd Müller (CSU) in einem Interview mit 
der Augsburger Allgemeinen vom 5. Juli: „Der Kontinent muß 
an dem Gewinn und den Chancen der Globalisierung gerecht 
teilhaben. Das ist bisher nicht der Fall. Es ist unfair, wenn in 
Äthiopien die Frauen für einen Hungerlohn unsere Kleidung 

wird. Sie sind die Verlierer unseres Wohlstandes, das muß sich 
ändern. Denn wenn wir weitermachen wie bisher, haben die 
Menschen in vielen Teilen Afrikas gar keine andere Chance, als 
sich zu uns auf den Weg zu machen… Der Marshall-Plan ist 
ein Gesamtkonzept für die Neugestaltung der Zusammenarbeit 
zwischen Europa, Deutschland und Afrika. Dazu brauchen 
wir eine neue Handelspolitik und eine andere Umwelt- und 
Klimapolitik. Auch die europäische Agrarpolitik müssen wir 
ändern, damit Afrika zum Selbstversorger und zum Exporteur 
auf die europäischen Märkte wird.“ Die Frage ist allerdings, 
ob und welche Taten diesen großen Worten folgen werden.

Adalbert Krims ist Journalist in Wien. Er kommentiert für INDABA 
aktuelle entwicklungspolitische Trends.
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wie anderen Entwicklungsländern, so fehlt es auch 
Namibia an Geld und Expertise, um dieses Kulturerbe 

bestens zu betreuen. Vielfach mangelt es aber auch am 
politischen Willen, das unschätzbare Natur- und Kultur-
erbe Namibias zu erhalten. Kein Wunder, daß ein lokaler 
Archäologe, John Kinahan, schon im Jahr 2000 feststell-
te, daß eine „wissenschaftliche Beurteilung des Berges 
lange überfällig ist“. Denn obwohl Namibia einschlägige 

National Heritage Council (NHC) und das National Museum 
(NAM)
gestatten die fehlenden personellen Ressourcen und 

das Fehlen einer Zusammenarbeit zwischen Ministerien, 
Forscher/inne/n, der Tourismuswirtschaft und lokalen pri-
vaten Akteur/inn/en in Bezug auf die Koordination und das 
Management von Sehenswürdigkeiten und Projekten, die 

87/15). Weitere Herausforderungen in diesem Land sind 

Staub, natürliche Verwitterung, tierische und menschliche 

Menschen und Wildtieren, Armut, fehlender politischer Wille 
bzw. mangelndes Bewußtsein von Entscheidungsträ ger/
in ne/n, Plünderungen, illegaler Handel und unzureichende 
Finanzierung.

Ein Land wie Namibia, geplagt von Armut, sozialer 
-

soziale Interessen als die Erhaltung von Kulturerbestätten, 
zum Beispiel Bildung, öffentliches Gesundheitswesen, 

Arbeitsplatzschaffung und Armutsminderung. Allerdings 
verwahrlost dann das kulturelle Erbe. Eine Gesetzgebung 
von oben herab hat in vielen Fällen die lokalen Communities 
aus dem Management von Natur- und Kulturstätten he-
rausgedrängt; oft führt das zu Vernachlässigung, Plünderun-
gen und Vandalismus. Die wirtschaftliche Nutzung, die 
an die Stelle einer Erhaltung bzw. Konservierung tritt, ist 
eine weitere Herausforderung. Vor allem Fundstätten von 
Felsbildkunst sind besonders durch Tourist/inn/en, Berg-

Brandberg/Dâures
Touristische Herausforderungen für das Natur- und 
Kulturerbe Namibias

Der Brandberg oder Dâures (wie er in der lokalen Sprache Khoekhoegowab 

menschlicher Besiedlung ist ein nationales Kulturerbe Namibias ersten 
Ranges und angesichts seiner Felsbilder eine nicht-erneuerbare Ressource 
von weltweiter Bedeutung. André du Pisani (Windhoek) plädiert für einen 
sorgsameren Umgang damit seitens der Behörden und der Tourismuswirtschaft.

Panorama des Brandbergs

N A C H H A L T I G K E I T
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steiger/inne/n, Wanderer und Farmer, aber auch durch 
traditionelle Heiler/inne/n besonders gefährdet. In Südafrika 
z. B. kratzten traditionelle Heiler/innen Felsgemälde vom 
Fels herunter, um deren Farbe für Heilung, Glückszauber, 
Regenmacherei und als Vorsorgemedizin gegen Blitzschlag 
zu sammeln. Auch in Namibia gibt es viele Beispiele solcher 
heruntergekratzter Felskunst. Akribische Konservierung 
steht hier im Widerspruch zur Weiterverwendung von Kul-
turerbestätten für rituelle Praktiken (z.B. in Australien, den 
USA, Lesotho und Südafrika eine gängige Erscheinung), 
was einen weiteren Problemkomplex aufwirft.

üblicherweise sind ungeregelter Verkehr, Umweltein-

der Stätte, Verschmutzung, Plünderung und Vandalismus 
charakteristische Herausforderungen für Kulturerbestätten 
mit Felsbildern. Weitere Schlüsselfaktoren für ihren Nie-

mangelnde lokale Unterstützung. Felsbildkunst 

um dieses universelle Kulturerbe zu erhalten. 
Der historische Nachweis in vielen Teilen der 
Welt (wie u. a. in Südafrika, Australien oder 
Finnland) zeigt nun, daß solche Stätten überall 
dort, wo die Kulturpolitik die lokalen Communities 
entmachtet, letztendlich bedroht sind. Lokale 
Communities sollten nicht von ihrem Erbe und 
ihrer Vergangenheit abgeschnitten werden 
(wie es im damaligen Apartheid-Namibia und 
-Südafrika der Fall war).

Oft wird nachhaltiger Kulturtourismus als 
Lösung für die Erhaltung von Felsbildkunst-Stätten geseh-
en. Nachhaltigkeit meint jedoch unterschiedliche Dinge für 
unterschiedliche Leute und wird (auch im Fall Brandberg/
Dâures) zur Förderung unterschiedlicher Interessen be-

Nachhaltigkeit, daß also eine Generierung von Wohlstand 
die starke Abnützung eines Gutes rechtfertigt (wie teilweise 
beim Brandberg/Dâures). Für andere ist Nachhaltigkeit ein 
Konzept, das dazu verwendet wird, Erhaltung durch Verbot, 
Beschränkung oder sinnvolle Lenkung des Gebrauchs zu 

-
tung und Nutzungswert, im Management von Kultur- und 
Kulturgütern berücksichtigen. In vielen Fällen jedoch muß 
ein verantwortungsvolles und ethisches Kulturerbe-Ma na-
gement Vorrang haben gegenüber einem Tourismus-Mana-

von universellem Wert.

wenn sich Namibia in Richtung eines alternativen 

-

ethische, verantwortungsvolle und informierte Nutzung 
der vielen archäologischen Stätten und insbesondere der 
Felsbildkunst in der Brandberg/Dâures-Region plaziert 
werden. Als ein erster Schritt wäre die Schaffung einer de-
zentralisierteren Arbeitsgruppe zur Erhaltung der Brandberg/
Dâures-Felsbild kunst vorstellbar, die aus sachkundigen 
Archäolog/inn/en, Botaniker/inne/n, Felskunst-Spezialist/
inn/en, Geolog/inn/en, lokalen Berg- und Tourismus führer/
in ne/n und einer Vertretung des 
National Museum besteht. Weiters sollten im Lauf der Zeit 
ehrenamtliche Führer/innen ausgebildet werden. Über das 
Mandat und die Vorgaben der Berichterstattung eines sol-
chen Komitees sollte so bald wie möglich diskutiert werden.

optimale Verhalten während ihres Besuchs geben, sowie 
zusätzlich eine Aufsicht, die sicherstellt, daß die Besucher/

-
tionsmöglichkeiten sollten in den umliegenden Gebieten 
aufgebaut werden, auf Campingplätzen, in Lodges oder 
Schulen sowie in den nächstgelegenen Städten Khorixas, 
Uis, Okombahe, Omaruru, Hentiesbaai und Swakopmund.
Eine mobile pädagogische Ausstellung in lokalen Sprachen 
könnte weiters dazu dienen, die Communities über das 
direkt vor ihrer Tür liegende Kulturerbe zu informieren. Ein 
Wohnmobil oder Wohnwagen, ausgerüstet mit Multimedia 
und gezogen von einem leichten LKW, wäre für solche 
Zwecke gut einsetzbar.

Der breiteren Öffentlichkeit in Namibia sollten die Be-
-

Felsmalerei im Brandberg-Gebiet

NACHHALTIGKEIT
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renden Gesetzgebung zum Schutz von Kulturgütern bewußt 
gemacht werden, ebenso das betreffende Strategiepapier 
des Ministeriums. Dazu sollte es eine kurze Broschüre für 
alle Besucher/innen geben.

Wir müssen eine elektronische Datenbank aller Fels-
bildkunstwerke am Brandberg erarbeiten und diese der 
Forschung zur Verfügung stellen. Um einen stärkeren 
Schutz von Felsbildern, Fauna und Flora sowie den Fund-
stätten selbst sicherzustellen, sollte man standortspezi-
fische Besucherhöchstzahlen festlegen und laufend 
überprüfen. Zusätzlich zur Tourismus-Abgabe sollte es 

(„heritage levy“) geben, in unterschiedlicher Höhe je nach 
der Herkunft der Besucher/innen aus Namibia/Afrika bzw. 
Übersee. Die Einnahmen daraus sollten in die lokalen 

adäquat ausgebildeten Reiseveranstalter/inne/n sollte es 
erlaubt sein, mehr als fünf Tourist/inn/en zum Brandberg 
zu bringen. Der Brandberg selbst sollte vor Bergbau und 
Edelsteinsammlern geschützt werden.

abgesehen von diesen Fragen muß ein Konsens darüber 
gefunden werden, welche Interessensgruppen am 

Management von Brandberg/Dâures teilhaben sollen. 
Dabei stellt sich die Frage: Wessen Verantwortung ist es, 
Kulturstätten zu bewahren? In den meisten Ländern geht 
der gesetzgeberische Trend dahin, daß das Kulturerbe 
nicht nur den jeweiligen Communities gehört, aus welchen 
sie stammen, sondern der gesamten Nation und in man-
chen Fällen sogar der ganzen Menschheit. Kulturerbe soll 

der Nationalstaatlichkeit fungieren, wie es momentan in 
Namibia der Fall ist, sondern als Symbol der Verbundenheit 
der Menschheit und der verschiedenen Kunstformen über 

und die Betonung spiritueller Elemente im kulturellen Erbe 
haben geholfen, traditionelle Zugangsweisen zu verbreitern, 

-

Wir brauchen eine breite Diskussion über die Erhaltung 
unseres Kulturerbes. Dieser Prozeß sollte Forscher/innen 

Erfahrung verfügen, Felsbild- und andere archäologische 
Forschung am Brandberg und seiner Umgebung zu betrei-
ben. Weiters müßten die relevanten Regierungsinstitutionen, 
die lokalen Communities, zum Eintritt berechtigte Tourist/
inn/en und Reisebüros teilnehmen und alles in Form einer 
moralisch bindenden Charter ausgedrückt werden, die das 

jeweilige Verhalten in allen Belangen regelt. Jede Person, 
die einen Felsbildkunst-Standort oder eine andere Stätte 
von archäologischer oder Kulturerbe-Bedeutung besucht, 
sollte eine solche Charter unterschreiben.

Darin wäre Folgendes zu regeln:
Jede Person soll von den zuständigen Behörden 

das Recht erhalten, die betreffende Kulturerbestätte zu 
besuchen.

Besucher/innen und Forscher/innen dürfen die 
Felsbilder in keiner Weise berühren, einschließlich ihrer 
Körperteile, irgendwelcher Schreibutensilien oder Flüssig-
keiten.

Das Abpausen oder Reiben der Felsbilder soll nicht 
erlaubt sein, da diese dadurch zerstört werden.

Wanderer und Bergsteiger/innen sollten Wasser und 
Nahrungsmittel für Notfälle nicht in Felsspalten und unter 
Felsen hinterlassen, außer wenn es absolut notwendig ist.

sollen ihre Abfälle selber entsorgen und alles mitnehmen, 
was sie mitgebracht haben.

Besucher/innen dürfen nicht innerhalb der Fundstätten 
kampieren.

Feuer zu machen, soll strengstens verboten sein.
Die Konsumation von Alkohol soll stark beschränkt 

oder gänzlich verboten werden.
Besucher/innen, die eine oder mehrere der Verhal-

tensregeln übertreten, sind auf eine schwarze Liste für ein 
mindestens fünfjähriges Besuchsverbot zu setzen, und ihr 
Name soll über lokale und überseeische Medien bekannt-
gemacht werden.

es braucht mehr Stimmen des Gewissens zur globalen 
und spirituellen Bedeutung des Kulturerbes Brandberg/

Dâures. Daraus wird hoffentlich eine Veränderung des 
Denkens, der Herzen und des Verhaltens folgen.

André du Pisani, geb. 1949, ist namibischer Politikwissenschaft-
ler, Fotograf, Kunstsammler und Literat. Er war Professor an der 
University of Namibia, und bis Mai 2016 war er Vorsitzender der 
Natio nal Commission on Research, Science and Technology in 
Windhoek. 
Der (von uns leicht gekürzte und bearbeitete) Beitrag erschien in 
JOURNAL 64 der Namibia Wissenschaftlichen Gesellschaft (2016). 
Übersetzung: Magdalena Waygand und Walter Sauer. Wir danken 
dem Autor und der NWG für die Erlaubnis zum Abdruck.
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die Township Flower Art ruft Erlebnisse an eine Stu-
dienreise zurück, in der alle Teilnehmer/innen auf re-

spektvolle Art und Weise sowohl miteinander als auch mit 
den Menschen in Namibia umgegangen sind. Weltoffenheit 
und Respekt sind zwei untrennbar miteinander verbundene 
Reiseutensilien, die Studierende bei einer Exkursion nach 
Afrika mitnehmen müssen. Zeit vergeht in Afrika scheinbar 
langsamer: So verbrachten wir am ersten Tag drei Stunden 

sich darüber, daß an diesem Ort Dinge anders verliefen, 
als viele es gewohnt waren. Die Chauffeure waren oft mit 
den Destinationen nicht vertraut, und dennoch erreichten 
wir immer wohlbehalten unser Ziel. Welcome to Africa, 
another time. 

900 Kilometer Fahrt in zwei Tagen, einige Stunden bei 
Dunkelheit, und trotzdem waren die Veränderungen der 
Landschaft bemerkbar. Abendessen in der Polizeistation der 
deutschen Kolonialzeit am Waterberg zum 100. Jahrestag 
des Widerstandes der Herero & Nama People (Vertreter/
innen der ethnischen Gruppen der Herero und Nama 
haben im Januar 2017 in New York eine Sammelklage 
gegen Deutschland eingereicht, um Entschädigungszah-
lungen wegen der Anfang des 20. Jahrhunderts began-
genen Kolonialverbrechen zu bekommen. Die deutsche 
Bundesregierung hat 2016 eingestanden, daß das, was 
im Zeitraum von 1904 bis 1908 in Namibia geschah, als 
Genozid eingestuft werden muß. Entschädigungszahlungen 
lehnt sie jedoch ab). Black Mambas und Pythons im Res-

sort. Unendliche Weiten während der Fahrt gen Norden. 
Meilenweit kein Mensch zu sehen, vereinzelt waren Com-
mercial Farms sichtbar, die mehrheitlich auch Jahre nach 
der Unabhängigkeit noch im Eigentum von Weißen waren. 

wie vor mit jedem Versuch einer Lösung mehr Fragen 

auch in der Gegenwart heftig diskutiert, wobei es nunmehr 
oft um die Thematik von leistbaren Baugründen in urbanen 
Gebieten für die jüngere Generation geht. 

Die Grenze, die Red Line, die bis heute das Land 
trennt, welches in der politischen Rhetorik Unity & Diversity 
proklamiert. Die Bevölkerungsmehrheit lebt auf infertilem 
Gebiet, dem ehemaligen Homeland. Kinder, selbstgebautes 
Spielzeug aus Draht in den Händen, betrachteten erstaunt 

Township Flower Art im 
namibischen Township 
Eine Retrospektive 

Die Blumen, hergestellt aus Aluminiumdosen von einem sich selbst als 
Lucky Man bezeichnenden Künstler in Katutura, dem größten Township in 
Namibia mit dem Ortsnamen „The place where people do not want to live“, 
wecken Erinnerungen an eine Exkursion, die Veronika Wittmann, die Autorin 

der Johannes Kepler Universität Linz in das südwestafrikanische Land 
unternommen hat. Es war nicht die letzte Exkursion dieser Art – 2017 gab es 
eine weitere.

Mit dem damaligen österr. Botschafter Helmut Freudenschuß

N A M I B I A
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die 17 Weißen, die in den Norden fuhren. Beeindruckende 
Arbeit von Mitarbeiter/inne/n des Legal Assistance Centre 
(LAC) in Onguediva: Sich trotz aller Widerstände von 
traditionellen Autoritäten für die Einhaltung und Verbrei-

tung der neuen Rechte 
einzusetzen ist keine 
einfache Aufgabe, aber 
essentiell für Men-
schen, um Demokratie 
leben zu können.

die Geschichte die-
ser Non-Go vern-

mental Orga nisa tion 
geht zurück bis ins Jahr 
1988, als Namibia noch 
unter der südafrika-

nischen A partheid-Herrschaft stand und der lange, bewaff-
nete Kampf für die Befreiung des Landes stattfand. Vor 
allem im Norden des Landes waren Folter, Einschüchterung, 
willkürliche Verhaftungen und Inhaftierungen ohne Prozeß 
sowie die Zerstörung von Eigentum, Lebensunterhalt und 
Leben tägliche Realität. Menschenrechtsverletzungen war-
en Routine und blieben ungestraft. Die Rechtsstaatlichkeit 
war nicht vorhanden. Diese unerträgliche Situation war 
der Impuls für die Einrichtung der Menschenrechtskanzlei, 
eines Rechtshilfezentrums. Im Laufe der Zeit baute das 
LAC sein Tätigkeitsfeld weiter aus, wobei gegenwärtig der 
Schwerpunkt der Arbeit auf die sozioökonomischen Rechte 
von Namibier/inne/n gelegt wird. 

Nach dem Aufenthalt im ehemaligen Homeland reisten 
wir quer durchs Land an die Atlantikküste nach Swakop-
mund, in eine hanseatisch anmutende Kleinstadt mit vielen 
sozio-ökonomischen Facetten. Die Minderheit der Kom-
mune wohnte im ehemaligen weißen Stadtgebiet direkt 
am Strand, die Mehrheit im Township Mondesa, und die 
ärmste Schicht lebte an der Peripherie ohne Elektrizität 
und Wasserversorgung. 

die Exkursion führte uns durch die Namib-Wüste wieder 
zurück nach Windhoek. Im gesamten reisten wir 2.200 

Kilometer durch das rurale Namibia, erlebten dabei Tem-
peraturunterschiede von 5 bis 32° Celsius, nahmen vielfäl-
tige Eindrücke von unterschiedlichen Landschaften mit, 
lernten Menschen verschiedener Backgrounds kennen und 
erfuhren von ihrem Leben und ihren Überlebensversuchen. 
In Erinnerung blieb die freundliche Aufnahme. Menschen 
teilten ihre Zeit mit uns, um über Fortschritte und auch 

Widerstände ihrer Arbeit zu berichten. Eindrucksvoll waren 
die Mitarbeiter/innen des Katutura Community Radio 
Beweis, daß Demokratie mehr ist als nur wählen zu gehen. 
Viele Impressionen, die wir in Namibia in relativ kurzer Zeit 
intensiv erfahren durften, nahmen erst in der Rückblicks- und 
Aufarbeitungsphase Konturen an. Die Blüten der Township 
Flower Art des Lucky Man von Katutura blühen jedoch seither 
an der Johannes Kepler Universität Linz unverändert fort: 
Zum einen verweist der Ausdruck des Blühens der Blumen 
auf die simple Tatsache, daß diese Art von Flora keines 
Wassers bedarf, um zu gedeihen. Zum anderen steht das 
Blühen symbolisch für die Weiterbeschäftigung mit Themen 
der Southern African Development Community-Region von 
Mitarbeiter/inne/n und Studierenden der Johannes Kepler 
Universität Linz. So hat auch 2017 wieder eine Exkursion 
nach Namibia stattgefunden. 

Veronika Wittmann ist assoz. Univ.-Prof. für Global Studies am De-
partment of Modern and Contemporary History der Universität Linz.

Im Township Mondesa in Swakopmund

N A M I B I A

-

Israel-Palästina, Syrien, Malaysia, Pakistan, Indonesien, 
Venezuela u. a. sowie zum Genozid durch die deutsche 
Kolonialmacht an den Hereros und Namas 1904. Darüber 
werden die beiden Parteien noch weiter sprechen, wofür 
der LWB auch seine Hilfe angeboten hat.

Zum neuen Präsidenten des LWB wurde Erzbischof Dr. 
Musa Panti Filibus von der Nigerianischen Kirche Christi 
gewählt, der sich sowohl gegen extremistische Gewalt (Boku 
Haram) als auch für Genderanliegen stark machen will.

Ich selber habe aus Namibia ein Projektanliegen mit-
gebracht, von dem mir Bischof Kameeta erzählte: zwei 
seiner Töchter, Tjeripo und Unotjari, betreiben bei großem 
Zuspruch eine Klinik, in der sie ehrenamtlich kostenfreie 
AIDS-Tests und andere Untersuchungen durchführen und 
vor allem individuelle Beratung und Information anbieten, 
die sich auch auf Selbstbewußtsein, Empowerment und 
unternehmerische Fähigkeiten erstreckt. Die Prävalenz 
von HIV/AIDS liegt in Namibia bei 14%. Über jede Spende 
auf das Konto IBAN: AT422040400000067686 lautend 

freuen wir uns sehr.
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 (Wien-Köln-Weimar, Böhlau, 2016). 331 S.

Österreichische Außenpolitik der Zweiten Republik 
gehört nicht gerade zu den beliebtesten Feldern der 
zeitgeschichtlichen Forschung, vor allem wenn es sich 
um Themen von außereuropäischer Relevanz handelt. 
Zwar geht die gewichtige Darstellung von Michael Gehler 
(Österreichs Außenpolitik der Zweiten Republik. Von der 
alliierten Besatzung bis zum Europa des 21. Jahrhunderts, 
2 Bde., Innsbruck-Wien-Bozen 2005) in einzelnen Kapiteln 

im Irak ein, bleibt im wesentlichen jedoch auf die Eu-
ropäische Einigung hin fokussiert. Vor diesem Hintergrund 
ist es erfrischend, ein noch dazu gut recherchiertes und 
nicht unkritisches Buch wie das vorliegende in die Hand 
zu nehmen, das einen bisher völlig verdrängten Aspekt in 

-

Seiten umfassendem Werk auch nur einmal erwähnt wird.
In INDABA 86/15 haben wir uns aus Anlaß des 40. 

Unabhängigkeitsjubiläums von Moçambique mit der bis 
zuletzt der Kolonialmacht Portugal verbundenen Außen-
politik Österreichs beschäftigt: „Weder wurden die Befrei-
ungsbewegungen proaktiv unterstützt – wie die meisten 
skandinavischen Staaten dies praktizierten –, noch wurde 
ein pragmatischer Kurswechsel vollzogen, als die Entwick-
lung unausweichlich geworden war. ... hier waren die alten 
diplomatischen Eliten – und im Hintergrund die Manager 
der Verstaatlichten – am Werk. Und deren Sympathie lag 
sicherlich nicht bei emanzipatorischen, aber wenig kaufkräf-
tigen Staaten wie Tanzania, Zambia oder gar Moçambique, 
sondern eindeutig bei der rechtsextremen Regierung Rho-
desiens und der völkerrechtswidrigen Besatzungsverwal-
tung Namibias. Und natürlich beim Paten dieses ‚weißen 
Blocks’ – dem Apartheidregime in Südafrika.“

Im gegenständlichen Buch bietet uns nun das Por-
tugal-Kapitel von  die Möglichkeit, die 
Unabhängigkeit der beiden portugiesischen Kolonien im 
Südlichen Afrika, also von Angola und Moçambique, noch 
von einem anderen Blickwinkel aus zu betrachten, nämlich 

im Kontext der österreichisch-portugiesischen Beziehungen. 
Des Autors Schlußfolgerung daraus ist mit unserer ziemlich 
deckungsgleich: „Freilich gab es auch wirtschaftliche und 
industrielle Lobbys, die, wie das Beispiel Steyr-Daimler-
Puch-AG zeigt, sowohl im spanischen [und portugiesischen, 
Anm. d. A.] als auch im griechischen Fall Druck in Richtung 
einer Intensivierung der Beziehungen ausübten. Doch die 

Beziehungen ... waren eben jene ideologischen Naheverhält-
nisse, die als Überbleibsel autoritärer Regime in Österreich 
gewertet werden müssen.“ (S. 13). Im Klartext: In hohem 
Ausmaß war das Weltbild vieler hoher Beamter am Wiener 
Ballhausplatz noch in den 1960er und frühen 1970er Jahren 
von austro- bzw. nazifaschistischem Gedankengut geprägt.

Auf die einzelnen Materien und Eckpunkte dieser Kol-
laboration einzugehen, ist an dieser Stelle nicht möglich. 
Vielmehr soll auf eine der Schlüsselpersönlichkeiten dieses 
rechtskonservativ-kolonialistischen Netzwerks hingewiesen 
werden: Den ÖVP-Politiker und Außenminister (1966-68) 

Jahren in Paneuropa-Zeitschriften zugunsten der faschi-
stischen Salazar-Diktatur in Portugal geäußert und diese 
als ein „Zeugnis abendländischer Tatkraft, auf das alle 
Europäer stolz sein können“, dargestellt (S. 214, ähnlich 
219). Als Minister bestand er 1967 gegen den Rat seines 
späteren Nachfolgers Kurt Waldheim auf einer Weisung, im 
Rahmen der UN-Vollversammlung gegen eine Resolution 
zu stimmen, welche die Selbstbestimmung der portugie-
sischen Kolonien in Afrika forderte und mit überwältigender 
Mehrheit angenommen wurde (S. 175f.). Ähnlich sein am-
bivalentes Verhältnis zur Unabhängigkeit Namibias, auf das 
ich selbst in einer früheren Veröffentlichung hingewiesen 

zwischen Österreich und Namibia, Wien 2008, 24 und 53). 
-

gigen Repräsentanten des Regimes in Lissabon führten 
in dieser Zeit zu einer Verstärkung der politischen und 
wirtschaftlichen Verbindungen zwischen Österreich und 
Portugal, inklusive dem Verkauf von 700 Eisenbahnwag-
gons der Firma Simmering-Graz-Pauker, für den sich der 
portugiesische Außenminister stark gemacht hatte und die 
zum Transport von Eisenerz in Angola und Moçambique 
eingesetzt wurden (S. 165).

Gemeinsam mit dem damaligen Bundeskanzler Jo-

Persönlichkeiten des Centro Europeo de Documentación 
e Información (CEDI), einem von Otto Habsburg 1952 ge-
gründeten 

. . . .  b ü c h e r  . . . .
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eine reaktionäre Neuordnung Europas vorschwebte“ (S. 
42 und ff.). Dies lief v. a., wie das Spanien-Kapitel von 

zeigt, auf eine Durchbrechung der in-
ternationalen Isolierung des Franco-Regimes in Spanien 
hinaus. CEDI-Mitglieder oder der Vereinigung zumindest 
nahestehend waren u. a. die Journalisten Hans Thür (Tiroler 
Tageszeitung), Alfons Dalma (Die Presse) und Gerd Bacher 
(ORF) oder die Verleger Willy Lorenz und Fritz Molden (der 
seine Verlagszentrale später an die Apartheid-Botschaft 
Südafrikas verkaufte). Nicht zuletzt in Abstimmung mit CEDI 

(1969-74) eine wichtige Rolle bei der Aufnahme Spaniens 
als Mitglied in diese renommierte Organisation (S. 36).

Als Rechtsaußen der österreichischen Außenpolitik, der 
es im Rahmen der religiös-fundamentalistischen Offensive 
der ÖVP unter Josef Klaus bis zum Minister brachte, kam 

-
che Bedeutung zu. Manche hohe Diplomaten waren anderer 
Meinung (wie der erwähnte UN-Botschafter Waldheim oder 
später Peter Jankowitsch in derselben Funktion), zentrale 
Schaltstellen im Außenministerium waren aber von ähnlich 
gesonnenen Beamten besetzt. Daraus erklärt sich, „dass 
Österreichs Außenpolitik an Portugals Regime bis 1974 so 
gut wie nie – und wenn dann nur intern – Kritik übte.“ (S. 
183). Dasselbe galt, wenn mir die Ergänzung erlaubt ist, 
auch für Portugals Kolonialpolitik.

Walter Sauer

Lukas Breitwieser, 
(Basler Afri-

ka Bibliographien, Basel und Brandes & Apsel, Frankfurt, 
2016). 368 S.

Tourismus in Namibia ist ein beliebtes Thema, wobei 
nicht alle Veröffentlichungen das theoretische Niveau 
und die empirische Gründlichkeit der vorliegenden Studie 
erreichen (vgl. INDABA 90/16).  unter-
sucht hier interdisziplinär die Entwicklung des Tourismus 
in Namibia anhand von Aktenmaterial, Reiseführern und 
Werbebroschüren, wobei er sich anhand eines relationalen 
Raumbegriffs nach Foucault auf die homogenisierende 
Wirkung von Technik konzentriert, die touristische Räume 
infrastrukturell erschließt und Sicherheit vermittelt: „Kann 
der Tourismus als eine Art Metapher auf das vielschichtige 
Spannungsverhältnis von Kultur, Natur und Technik in einer 
modernen Gesellschaft gelesen werden?“ (S. 6).

Breitwieser zufolge begann die touristische Erschließung 
Namibias in den 1920er-Jahren, d. h. unter der südafrika-

nischen Mandatsverwaltung, als erstmals Verkehrs- und 
Unterbringungsmöglichkeiten für Touristen geschaffen 

wurden. So hielt man sich z. B. bei der Erschließung der 
Etosha-Pfanne

Vorbild des südafrikanischen Krüger-Parks (S. 87-90). Be-

Charakter der Kolonie, was in Hinweisen auf das architek-
tonische Erbe (INDABA 87/15), die Sauberkeit der Städte 

„Hererofrauen in Tracht deuten das kolonialnostalgische 
Moment an, Karakulschafe verweisen auf die deutsche 
Besiedlung von Teilen des Landes und die ‚Landschaft im 
Norden‘, skizziert über die Steppe, einem [sic] Paar Palmen 
und einem [sic] Gebirgszug im Hintergrund vermittelten das 
Bild eines sehenswerten, exotischen und ,menschenleeren 
Landes.“ (S. 84).

 Studie belegt eine erstaunliche Bestän-
digkeit im Muster des namibischen Tourismus. Ein erfolgreich 
funktionierender Tourismus ist ja immer im Spannungsfeld 
zwischen Sicherheit und Abenteuer, Natur und Technik, 
Wildnis und Zivilisation, Moderne und Vergangenheit an-
gesiedelt. Speziell in Namibia vermochten es Orte, die von 

historisch-nostalgische und romantisch aufgeladene Zu-
schreibungen mit kontrastierenden Vorstellungen von Aben-
teuer und Gefahr zu verbinden (z. B. S. 95). Geschaffen 
wurden Räume, die nicht nur geographisch, sondern auch 
zeitlich konstruiert wurden und bis heute funktionieren. Eine 

„die 
nicht nur ein idealtypisches Bild von Unverdorbenheit und 
Unberührtheit zeichnen konnten, mit Merkwürdigkeiten wie 
Nacktheit und ungewöhnlichen Frisuren aufwarten konnten, 
sondern zudem auf der Seite der südafrikanischen Truppen 
im Unabhängigkeitskampf gegen die SWAPO kämpften, 
was von dem Gros der Siedlergesellschaft Namibias und 
Südafrikas und möglicherweise auch von vielen Touristen 
als die ‚richtige Seite‘ wahrgenommen wurde.“ (S. 267f.).

Ulrich van der Heyden, 
-

 (Potsdam, 
WeltTrends, 2017). 86 S.

Mit diesem schmalen Bändchen greift der Kolonialhi-
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storiker und Afrikaspezialist van der Heyden eine interes-
sante Facette der DDR-Außenpolitik auf. Grundsätzlich stieß 
die staatliche Unabhängigkeit Ghanas von Großbritannien 
1957 in der Deutschen Demokratischen Republik auf 
Zustimmung und Interesse. In dieser Haltung spiegelte sich 
nicht nur ein auf Lenin zurückgehender Antikolonialismus, 
sondern auch die Erwartung, in den blockfreien Staaten 

-

die Verwirklichung dieser Erwartung freilich nicht. Zwar 
bekannte sich der neue Staatschef, Kwame Nkrumah, ver-
bal zu Blockfreiheit und Panafrikanismus, doch war Ghana 
weiterhin von Großbritannien wirtschaftlich abhängig, und 
die angebotene Unterstützung der Bundesrepublik Deutsch-
land war an die Nicht-Anerkennung der DDR gebunden. 
Daraus ergab sich eine Schaukelpolitik zwischen Ost und 
West, die wiederum in der DDR auf wenig Verständnis stieß. 
Ulrich van der Heyden zeichnet dieses in jeder Hinsicht 
delikate Verhältnis nach und trägt damit zum Verständnis 
der realpolitischen Zwänge der unabhängig gewordenen 
afrikanischen Staaten der 1960er Jahre bei.

Roots Music from Southern Africa

das Roots Music Festival in die Musikkultur der südlichen Regionen Afrikas. Zum 7-jährigen Jubiläum des Festivals 
werden uns dieses Jahr wunderbare Bands zwei Abende lang mit ihrer fantastischen Musik unterhalten und in der 
((szene)) Wien ordentlich einheizen.

Die Bands werden bei diesem Festival die bunten und vielseitigen Fassetten afrikanischer Musik präsentieren 
und dabei für positive feel-good Stimmung sorgen. Den Anfang macht die unglaubliche Gruppe Mokoomba aus 
Zimbabwe, die am 2.November die ((szene)) Wien mit ihren fetzigen Rhythmen, knackigen Beats und besonderen 
Melodien rocken wird. Weiter geht es mit der traumhaften Band Shishani & the Namibian Tales, die am zweiten Tag 
des Festivals das Publikum verzaubern wird. Mit ihren himmlischen Harmonien und berührenden Texten nehmen 
sie uns mit auf eine Reise durch fantastische neue Welten.

Das Ziel des Roots Music Festivals ist es, interkulturellen Dialog zwischen Künstlern und Künstlerinnen aus dem 
südlichen Afrika und Österreich zu fördern und mehr Auftrittsmöglichkeiten und 
Vernetzungen mit anderen Festivals in Österreich zu schaffen. Durch Roots 
Music from Southern Africa wird afrikanischen und österreichischen Künstler/
inne/n eine Plattform geboten, auf der sie ihre außergewöhnliche Musik einem 
größeren Publikum näher bringen können.

Kommt mit uns auf diese Reise und entdeckt die Musik und die Traditionen 

Blessings Nqo
2. November

Shishani and the Namibian Tales: 3. November
Doris Kayenga and Band (Congo/Wien): ebenso am 3. November
Für SADOCC- und ÖNG-Mitglieder ermäßigter Eintritt!

oft auch unentgeltlich aus Gemeinschaftssinn gearbeitet.
Der langfristige Plan, so Pater Mukaro, sei eine In-

vestition in die Zukunft, um nicht mehr von den Spenden 
abhängig zu sein, sondern durch die solide Basis der obigen 
Maßnahmen autark handeln zu können: Ziel sei es, daß die 
lokalen Dorfgemeinschaften sich selbst erhalten können. 

Die Zimbabwer sagten von sich selbst, daß sie eines 
am meisten auszeichnet: hart arbeiten und nicht viel dabei 
reden. In Nachbarländern wie Zambia oder Südafrika werde 
dies nicht nur bestätigt, sondern mitunter auch mit etwas 
Neid gesehen. Jedenfalls gelte es nun, die momentan 
begonnene Aufbruchsstimmung beizubehalten und weiter 
daran zu arbeiten. Der Wille der Bevölkerung jedenfalls 
wäre schon da.

Felix Mukaro ist seit 2014 Development Coordinator des Bistums 
Chinhoyi in Zimbabwe, einer Diözese, die nach der Emeritierung 
des deutschen Jesuiten Dieter Scholz 2016 in einheimische Hände 
überführt wurde.

INDABA   95/17 27 



T E R M I N E / N E W S  . . . . . . . . . . . . . . .  

 

Sieben magere Jahre 
Pastor Beyers Naudé und der Widerstand 

gegen die Apartheid
Walter Sauer

Ort: SADOCC, Favoritenstraße 38/Stiege 18/1, 1040 Wien

Widerstandsorganisationen sowie zwei Tageszeitungen und stellte 
mehrere prominente Kritiker der Apartheid unter Bann. Unter diesen 
befand sich der holländisch-reformierte Theologe und Direktor des 
Christlichen Instituts, Christiaan Frederick Beyers Naudé, der sich 
als kirchlicher Dissident seit Jahren für die Gleichberechtigung von 

Schwarzen und Weißen eingesetzt hatte.
Sieben Jahre lang war Beyers Naudé in Südafrika gebannt. Sein Leben in 
dieser Zeit wird von den meisten Biographen ausgespart. Neue Quellen 

werfen nun erstmals Licht auf seine rastlose Tätigkeit im Untergrund: mehr als 
hundert persönliche Briefe, die unter hohem Risiko 

aus Südafrika herausgeschmuggelt wurden und in denen er zu politischen 
und organisatorischen Fragen des Widerstands Stellung nimmt. Zum 

Aufschwung der United Democratic Front in den frühen 80er Jahren leistete 
Naudé einen wichtigen Beitrag. 1985 wurde er als Nachfolger von 

Desmond Tutu zum Generalsekretär des Südafrikanischen Kirchenrates 
gewählt, 1990 berief ihn Nelson Mandela in die erste Verhandlungsrunde 

zwischen dem ANC und der Regierung.
  ist SADOCC-Vorsitzender und Research Associate der Uni-

versity of Stellenbosch. Er arbeitet gemeinsam mit Horst Kleinschmidt, Retief 

Forum Südliches Afrika

Veranstaltungen im 
Rahmen des Forums Südliches Afrika erhalten 

SADOCC-Mitglieder laufend zugesendet.

 
Mit einer kleinen Feierstunde in den 
Seminarräumen von Friendly Haven 
in Hochland Park endete kürzlich der 
Fotowettbewerb für Schülerinnen und 
Schüler der obersten Klassen der Kho-
mastura High School in Khomasdal.

Der Wettbewerb war von Schul-
direktorin Lydia Williams in Zusam-
menarbeit mit der Österreichi schen 
Namibia-Gesellschaft organisiert wor-
den. Aus den 45 eingereichten Fotos 

wurden in Wien von einer Jury die 
drei besten ausgewählt; weitere drei 
Nominierungen erfolgten durch die Mit-
glieder der Freundschaftsgesellschaft.

Die Preise der Jury gingen an 
Gerhard Madi, Romagna Jonker und 
Frida Heskiel, die Publikumspreise an 
Glodin van Wyk, Filomena Joseph und 
Mercy Oasis.

Das Thema des Wettbewerbs 
„Meine Schulfreunde und ich – unsere 
Kreativität, Freude und Diversität“ sei 
von den jungen Fotograf/inn/en in 
sehr einfallsreicher und humorvoller 
Weise umgesetzt worden, betonte der 
Vertreter der ÖNG, Bernhard Bouzek, 
bei der Übergabe der Urkunden und 
Geldpreise in Gegenwart von Lehr-
kräften und Eltern. Direktorin Lydias 
Williams dankte der ÖNG für die gute 
Kooperation: „Wir alle in Khomastura 
High School waren begeistert, und 
für unsere Schüler und Schülerinnen 
war es eine Auszeichnung, an dem 
Wettbewerb teilzunehmen. Wie en-
thusiastisch sie waren, kommt in ihren 
Fotos deutlich zum Ausdruck. 

... sadocc news ...

 SADOCC trauert um den 
am 25. 8. verstorbenen ehemaligen 
Na tionalrats- und EU-Abgeordneten 
Albrecht K. Konecny. Gemeinsam 
mit Waltraud Horvath (später Schütz) 
zählte er zu den aktivsten parla-
mentarischen Unterstützern der An ti-
Apartheid-Bewegung in den 1980ern. 

Wir trauen weiters um unser Gra-
zer Mitglied Heimo Leberl, der am 10. 
Juni verstorben ist. Sein Engagement 
für die Unabhängigkeit Zimbabwes 
bleibt unvergessen, ebenso auch sein 
Bemühen um eine moderne Arbeits-
marktpolitik. 
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